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Zur Zulässigkeit von Vergesellschaftungen
(Nationalisierungen) nach dem Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland
Von Dr. Lu d w i g G r am l ieh, Würzbu rg
l. Einleitung
Mit Gesetz Ne. 82- 155 vom 11. Februar 19821 sind in Fra nkre ich fünf Industrieunter-
nehmen (Art . 1), eine größere An zahl von Banken (An . 12) sowie zwei Finanzgesellschaf-
ten (Art. 29) nationalisiert wo rden; mit dieser Maßnahme tru g die Mehrheit der National-
versammlung einem zentralen Punkt ihres politi schen Programms Rechnung, der bereits
die Diskussion vor den Präsiden tschaftswah len im Frühjahr 1981 wesentl ich geprägt hatte !.
N un ist die staatl iche Beteiligung am Wirtschaftsleben auch in den meisten westlichen lndu-
strieländern weder neu noch eine bloße Randerscheinung; gerade auch in den Mitgl iedstaa-
ten der Europäischen Gemein schaften bildet der Bereich öffentlicher Unterne hm ungen ei-
nen festen Bestandteil der je kon kreten gemischten "Wirt schaftsverfassung" 3. Auch in der
Bundesrepub lik Deutschland existiert seit alter s her ein gemeinwirtschaftli cher Sekror ': seit
dem Inkrafttreten des GG . am 23. Mai 1949 wurde dessen überkommener Umfang allder-
dings eher verrringert, teils über eine Pri vatisierun g von TeiJen des Bundesvermögens unter
dem Konzept der Volksaktie", teils im Zuge von Ford erungen nach "Entstaatlichung" öf-
fentlicher Dienstleistun gen, ihrer Übertragung auf Private 6. And ererseits sind aber auch die
Loi n ° 82-155 du 11 fhrier 1982, Oe nat iona lisation (joumal O fficiel de la Repu bliqu e Erancaise
13 fevr., p. 566). Vgl. fern er Decret n ° 82- 173 du 17 fevrier 1982, Fixant les regles d'organisation
et de fonetio nnement de la caisse national e des banqu es 0 .0 .20 fevr., p. 624); Decrer n ° 82-176
du 18 fevrier 1982, Relarif al'echange des ritres des societes nationalisees 0 .0 .21 fevr., p. 632).
2 Vgl. H. Coing, Zur Nationalisierung in Frankreich, Wenpapier-Mitt eilun gen (WM) 1982, 378
(- 385).
3 v gl. K Wm ger, Die öffentliche Unternehmung (Wien. New York 1969); B.]anson, Rechtsformen
öffentlicher Un terne hmen in der Euro päischen Gemeinschaft (Baden-Baden 1980); H. Krüger, Das
Staatsunterne hmen - O n und Rolle in der Marktwirtschaft, Ze itschrift für Beamtenrecht (ZBR)
[979, [57-166.
4 Vgl. Saemisch, Die Beteiligung des Reiches an öffentl ichen wirtschaftli chen Unternehmungen,
Zeitschrift für ausländisches öffentlic hes Recht und Völk errecht (ZaöRV) 1. 1. (1929) 421-457;
F.Knauss, Die Beteiligungen des Bundes (Köln, Frankfun1M. 1978).
5 Vgl. hierzu das ..Volkswagenwerk " -Uneil des Bundesverfassungsgeric hts (BVerfG) vom 17. Mai
1961, Entscheidungen des BVerfG (BVerfGE) 12, 354-369, zu dem Gesetz über die Überführu ng
der Anteilsrecht e an der Volk swagenwerk GmbH in private H and vom 21. Juli 1960 {Bundesge-
setzblau (BGB!.) I, 585).
6 S. dazu w: Däuh/er, Pr ivatisierung als Recht sproblem {Neuwied, Darmstadt 1980).
Stimmen nie ganz verstummt, die die Überführung von Banken bzw. von industriellen
Großunternehmen in Gemeineigentum, also ihre N ationalisierung verlangten ; wo mit an-
deren Mitteln eine gesunde Ordnung der wirtschaftl ichen Machverhältnisse nicht gewähr-
leistet werden könne, sei diese Form der Eigentumsausgestaltung zweckmäßig und notwen-
dig' .
Im folgenden soll nun untersu cht werden, welche Möglichkeiten die Sozialisierungsvor-
schrift des Art. 15 GG sowie die vergleichbaren Regelungen in den Verfassungen einiger
Bundesländer im H inblick auf eine Nationalisierung bestim mter Industrieunternehmen
und Kreditinstitute eröffnen und ob die Bundesverfassung noch andere Wege für Vergesell-
schaftungsmaßnahmen vorsieht bzw. erschließt. Schließlich bedarf auch der Einfluß
völker- und europarechtlicher Bestimmungen auf das innerstaatliche deutsche Recht einer
Würdigung.
II. Die Sozialisierungsoorscbnft des 1rt. 15 GG
I. Seit der Errichtung der Bundesrepublik Deutschland legt An. 15 ihrer Verfassung, des
Grundgesetzes8, fest:
,.Grund und Boden, N aturschätze und Prod uktions mittel können zum Zwecke der Ver-
gesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. in Ge-
meineigentum oder in andere Formen der Gemeinwinschaft überführt werden. Für die
Entschädigung gilt An. 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend."
In den mehr als dreißig Jahren seither blieb diese Norm freilich ungenützt. Dennoch
dürfte sich die frühere Ansicht Ridden", einer derart igen verfassungsrechtl ichen Ermächti-
gung könnt e ..in besonders hohem Maße die Eigenschaft innewohn en, bei Nichtbenut-
zung in verhältni smäßig kurzer Zeit obsolet zu werden", nicht bestätigt haben 10. Zum ei-
nen wirken Verfassungsbestimmungen generell bereits allein durch ihre Existenz 11; solange
sie nicht ausdrücklich aufgehoben werden - ein hierauf gerichteter Antrag der F.D.P . -
Bundestagsfraktion fand im Jahre 1960 entschiedene Ablehnung durch beide große Par-
teien 12 _ , mag allenfalls ihr Anwendungsbereich dur ch spätere Änderungen solcher kon-
7 Diese Formulierung des "Godesberger Programm s" wird wiederaufgeno mme n im auf dem
Mannheimer Partei tag der Sozialdemok ratischen Part ei Deutschlands beschlossenen "Ökon o-
misch-politischen Orientierungsrahmen für die Jahre 1975 bis 1985" ; auszugsweise abgedru ckt
bei E. Denninger (Herausgeber), Freiheitliche demokratische Grundo rdnung I (Fran kfurt/M.
1976) 354, 357.
8 BGB!. 1949, I.
9 H Ridder, Enteignung und Sozialisierung, Veröffentlichun gen der Vereinigun g deutscher Staats-
rechtslehrer (VVdStRL) 10 (1952) 124, 147; nunmehr aber anders in: D ie soziale O rdn ung des
Grundgesetzes {Opladen 1975) 10011.
10 S. etwa I. 'tIQ1J Münch (/D.C Dicke), Grundgesetz - Kommentar 1 (München 21981) 631 (An.
15/28);]. l sensee, Fongeltung des saarländischen Sozialisierungsarti kels un ter dem Grundgesetz,
Die öffentliche Verwaltung (DöV) 1978, 233. 234.
11 Wo: Leisner, Der Sozialisierungsartikel als Eigentumsga ramie, Juristen-Zeit ung OZ) 1975, 272.
12 vgl. H.·H. Harnsicb, Sozialstaatspostulat und gesellschaftl ichen Statu s quo (Köln , Opladen 1970)
53-54.
stitutioneller N ormen beschnitten werden, die beim Gebrauchmachen von einer Vor-
schrih notw endig tangiert werden.
Von Beitritt{sgesetz)en zu den internationalen Wirtschafts-Organisationen noch abgese-
hen 13, könnte allein die Verfassungsreform in den]wen 1967 und 1969H eine Korrektur
auch des An. IS GG mit sich gebracht haben, wenn damals nämlich die ursprüngliche
"wirtschaftspolititische N eutralität" des Grundgesetzes1s widerrufen und stattdessen die
"soziale Marktwirtschaft" verfassungskräftig festgeschrieben worden wäre. Zwar haben ei-
nige Autoren insbesondere der Neufassung des Art. 109GG eine derartige Abkehr von der
offenen Wirtschafts-Verfassung entnehmen wollen 16; das Bundesverfassungsgericht ist dem
jedoch nicht gefolgt, sondern betont wie ehedem den weiten wirt schaftspolitischen Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers, welcher stets freilich an die Grundrechte gebunden
bleibt ".
Eine andere Frage ist es, ob Art . 1SGG faktisch noch realisiert werden kann; im dichten
Geflecht wirtschaftsrechtlicher Vorschriften mit mehr oder weniger klarer wettbewerbs-
wirtschaftlicher Zielsetzung mag zumindest eine umfangreiche Sozialisierung als ein
Fremdkörper erscheinen und erhebliche Durchführungsprobleme zeitigen 18.
Hemmnisse dieser An könnten allerdings die gesetzgebenden Körpe rschaften, also auf
zentraler Ebene Bundestag und Bundesrat, von Rechts wegen nicht von legislativem Han-
deln auf Grund des An. IS GG abhalten ; eine Interpretation dieser Bestimmung im Kon-
text des gegenwärtig geltenden Verfassungsrechts ist daher heute ebenso aktuell wie vor
etwa dreißig]ahren, als die bisher einzig intensivere Diskussion über "Enteignung und So-
zialisierung" im Kreise westdeutscher Staatsrechtslehrer geführt wurde 19.
2. Was seinerzeit noch unter dem unmittelbaren Eindruck der Ausarbeitung des Grund-
gesetzes im Parlamentarischen &t1O und zuvor im Verfassungskonvent auf Herrenchiern-
see21 zu den Auslegungsproblemen des 5ozialisierung:san:ikels gesagt wurde, trifft im
1) S. unten IV.
14 15. und 20. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 8. Juni 1967 bzw. vom 12. Mai 1969
(BGB!. 1967 I, 581; 19691, 357).
15 Vgl. die "Investiti onshilfe"-Entscheidung vom 20. Juli 1954 (BVerfGE 4, 7, 17-18), und das
"Apotheken".Uneii vom 11. 6. 1958 (BVerfGE 7, 377, 400).
16 Vgl. z.B. R. Zuck, Wirtschaft sverfassung und Stabilitätsgesetz (München 1975)85-104, aber auch
den jetzigen Präsidenten des BVerfG, E. Benda, Wirtschaftsordnung und Grundgesetz (1973), in:
Denninger, a.a.0., 306, 309.
17 Vgl. das" Mitbestimmungs".Uneil vom 1. März 1979, BVerfGE 50, 290, 337; ferner P.J. Tettin-
ger, Neuer Streit um die "Wirtsc haftsverfassung"?, Betriebs-Berater (BB) 1977, 1617-1621.
18 Vgl. Hartwich, a.a.O; 298-299; Ridder, a.a.O. (1975) 101; H. Riuu ieg, Eigentum als Verlas-
sungsproblem (Darmst adt 1975) 401-402.
19 Vgl. die Berichte von H P. lpsm, VVdStRL 10 (1952) 74- 123, und von H. Ridder, ebd., 124-149;
ferner die Diskussionsbeiträge von wn MangolJ:,Scbeuner, R ume, Raiser, lGzMfma nn, W; / e//inek,
Weber, Nawiasky und Stodter, ebd., 150-176.
20 Die Materialien zu Art . 15 GG finden sich im Jahrbuch des öffentlichen Rechts GöR) 1 (1951)
154-159; s.a. H. von Mangoldt, Das Banner G rundgesetz - Kommentar (Berlin, Frankfurt/M.
11953) 104-105; Banner Kommentar zum Grundgesetz (Hamburg 1950ff.), Zweitbearbeitung
zu An. 15 GG (0. Kimminicbi 3-5.
21 ~rt. 18 des Verfassungsentwurfs aus der Feder dieser offiziösen Expertengruppe lautete: "Die
Uberführun g von Bodenschätzen und Pr oduktionsmitteln in Gemeineigentum bedarf eines be-
sonderen Gesetzes" .
wesentlichen auch heute noch zu, wie sehr sich die Verfassungswirklichkeit seither auch
gewandelt haben mag.
a) Weithin einig ist man sich über den bloßen Ermächtigungscharakter der Vorschrift:
Sozialisierungsgesetze "können" ergehen; es besteht jedoch keine Verpflichtung oder doch
ein Auftrag an den Gesetzgeber für ein Tätigwerden F. Auch das Sozialstaatspostulat der
bundesdeutschen Verfassung, wie es in Art. 20 I sowie Art. 28 I 1 GG festgeschrieben
wurde", vermag die verfassungsrechtliche Möglichkeit einer Überführung in Formen der
Gemeinwirtschaft nicht zur Notwendigkeit zu verstärken; ihm vermag nämlich durchaus
in anderer Weise Rechnung getragen werden als gerade durch Gesetze nach Art. 15 GG.
b) Weit weniger Übereinstimmung herrscht hingegen im Hinblick auf die möglichen Ge-
genstände einer Sozialisierung, insbesondere in bezug auf den Kreis der in Art. 15 GG ne-
ben Grund und Boden sowie Naturschätzen aufgeführten "Produktionsmittel". Zumeist
wird der Sprachgebrauch des GG hier abweichend von volkswirtschaftlichen Terminolo-
gien gefaßt angesichts des Umstandes, daß einmal gewisse Güter, daneben aber auch .,Bo-
denschätze und Naturkräfte" (vg. Art. 155 IV WRV.) gesondert als sozialisierungsfähig ge-
nannt sind: Dem engeren grundgesetzliehen Begriff sollen hiernach nur solche sachlichen
oder rechtlichen Mittel unterfallen, die zur Erzeugung von Gütern verwendet werden,
nicht hingegen diejenigen, die für andere wirtschaftliche Zwecke erforderlich sein
mögen 24. Betriebe und Unternehmen des Handels, der Geschäftsvermittlung, des Ver-
kehrs-, Kredit- und Versicherungswesens, der gesamte Dienstleistungssektor wären demzu-
folge von der Sozialisierung ausgeschlossen 25, wobei eine solche Feststellung allerdings ver-
kennen dürfte, daß die Vergesellschaftungsbefugnis nicht auf die betroffenen Rechtsinha-
her, sondern vorab auf bestimmte Objekte abhebt .
Die dargelegte Auffassung vennag jedoch auch aus anderen Gründen nicht unbedingt zu
überzeugen: Schon früheste Interpreten des Art. 15 GG haben den Begriff der "Produk-
tionsmittel" in einem weiten Sinne verstehen wollen, wie es seiner Herkunft aus sozialisti-
scher und sozialdemokratischer Parteiprogrammatik entsprechen würde " . Der Wortlaut
22 BVerlGE 12,363-364; ebenso etwa H von MangoldtlF. Klein, Das Bonner Grundgesetz - Kom-
mentar , I (Berlin. Frankfurt/M. 2 1957) 459; Kimminich im Bonner Kommentar, Art. 15/17,23
(13 bzw. 15); T. Maunz{/G. Dürig/R. Herzog/R. Scholz), Grundgesetz - Kommentar (München
41974ff.) Art . 15/3 (3); von Munch(/Dicke), a.a.O., Art. 15/10 (627); Ipsen fragte sich allerdings,
ob Art. 15 GG. "nicht aber doch auch mehr als eine nur unverbindliche Ermächtigung erteilt"
(VVdStRL 1952, 104).
23 Art. 20 I GG besagt: "Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat" , und Art . 28 I 1 GG spricht vom "soziale(n) Rechtsstaat" . Vgl. hierzu etwa von
Munch(/F. E. Schnapp), a.. a.O., Art. 20/16-20 (727-729); Hartwich, a.a.O., 344-351; K Stern,
Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deut schland I (München 1977) 682-732.
24 So im Anschluß an E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht 11 (Tübingen 1954) 164-165, und F.
w: jerusolem, Das Bonner Grundgesetz und die hessische Sozialisierung, insbesondere der Eisen-
bahnbetriebe. Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 1950,210,211, etwa Maunz(/Dürig/Her-
zog/Scholz), a.a.O., Art. 15/14 (7); von Mangoldt/Klein, a.a.O., 465; Kimminicb im Bonner
Kommentar, Art. 15/31 (17); von Munch(/Dicke), a.a.Oc, Art. 15/17 (628).
25 So Maunz(IDiirigIHerzogIScholz), a.a,0., An. 15/15 (8); von Miiruh(IDi<ke), a.a.0., An. 15/19
(628).
26 Vgl. etwa W Weber, Zur Problematik von Enteignung und Sozialisierung nach neuem Verlas-
sungsrecht, NJW 1950, 401, 404; H. Scholtissek, Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes, BB
1952,981 ,983-984.
des Sozialisierungsartikels ließe auch eine solche Interp retation durchaus zu 27; die politi-
sche Ideenwelt zur Zeit der Verfassungsgebung war zudem weith in von antikapitalisti-
sehen, den Großunternehmen und -banken kritisch begegnenden Strömungen bestimmt;
ausweislieh der in den Vergesellschaftungsnormen der Landesverfassungen genannten So-
zialisierungsobjekre" mögen so cum grano salis auch Transpcrt-, verkehrs-, Kredit und
Versicherungswesen dem Tatbestand des Art. 15 GG zugeordnet werden können " . Hier-
gegen läßt sich auch schwerlich einwenden, die Fassung des Art . 15 GG sei bewußt enger
gewählt worden als die des Art. 156 WRV., nach dessen Ab s. 1 jedwede "für die Vergesell-
schah ung geeignet(n) private{n) wirtschahliche{n) Un ternehmungen" sozialisiert werden
konnten JO• Weder könn en der Entsteh ungsgeschichte der heut igen Bestimmung hinrei-
chend deutliche Anhalt spunkte für eine Verminderung der sozialisierungsfähigen Objekte
entn ommen werden - die Einbeziehung von Grund und Boden sowie Naturschätzen an-
stelle ihrer vormaligen Verortung bei staatlicher Aufsicht spricht eher dagegen - noch
kann zumindest nach Auffassung des BVerfG Jt einer subjektiven Auslegung ausschlagge-
bendes Eigengewicht zukommen, solange aus Grammatik, System und Teleologie ein
Wille des Gesetzes (Radbruch)offenbar wird J2• Eine Eingrenz ung der Sozialisierungsbefug-
nis bereits ihren Gegenständen nach, auf bestimmte wirt schaftliche Bereiche, wäre nun
aber der umfassenden Benennung in Art . 15 GG kaum angemessen.
c) Hingegen könnte die Reichweite möglicher Vergesellschaftung (Sozialisierung) mitt els
einer Abgrenzung gegenüber anderen Arten der Eigentums- und Eigentümerbestimm ung
näher konkretisiert werden, die im Grundgesetz geregelt oder doch erwähnt sind.
aa) Zunächst gewährleistet nämlich Art . 14 (I 1) GG Eigentum und Erbrecht, worunter
die heute wohl einhellige Auffassung in Verfassungsrechtslehre und Rechtsprechung so-
wohl einen individuellen Schutz aller vermögenswerten privaten Rechte, die einem Grund-
rechtssubjekt zustehen, als auch die Garant ie bürgerlich-rechtl ichen Eigentums als eines
normativen Instituts versteh t " . Eine Relarivierung dieses Grundrechts enthält freilich be-
reits Art. 14 I 2 GG, wonach - wie bereits gemäß Art . 1531 1 WRV. - Inhalt und Schran-
27 Dazu J. Henkel, Verstaatlichung der Banken?, Deutsches Verwaltu ngsblatt (DVBI.) 1975, 317,
319-320; R. Gross, Verstaatlichung der Banken und Grundgesetz, DöV 1975, 344, 346; anders
freilich A. Gauland, Die Verstaatlichung der Banken nach dem Grundgesetz, DöV 1974,
622-624, und DöV 1975,346-347.
28 Vgl. unten III. 2.
29 Vgl. die Nachweise pro und contra bei lsensee, DöV 1978,235. N . 20.
30 So etwa von Mango/dl/Klein, a.a.O. , 465-467; Huber. a.a. 0 ., 148-149.
Die Verfassung des Deutschen Reichs (Weimarer Reichsverfassung) vom 11. Aug. 1919 [Reichsge-
serzblart 1919, 1383) ist leicht zugänglich abgedruckt bei H. Hildenbrandt [Hrsg.), Die deutschen
Verfassungen des 19. und 20. Jahrhundens (Paderborn 9 1975) 69- 111.
31 Seit dem Urteil vom 21. Mai 1952 (BVerfGE 1. 299. 312) ständige Rechtsprechun g; vgI . auch
H Ehmke, Prinzipien der Verfassungsinterpretarion, VVdStRL 20 (1963) 53- 102.
32 Zum gegenwärtigen Stand der Methodik des Verfassungsrechts in der Bundesrepublik Deutsch-
land vgl. F.Müller, Ju ristische Methodik (Berlin 21976) 26-103.
33 Vgl. etwa von Mangoldt/Klein. a.a.O; 415--418; Maunz(/Dürig/Herzog/Scholz), a.a.0.• An.
14/ 30, (21-22); 0. Kimminicb im Bonner Komm entar, An. 14 (Drinbearbeitung}/ 86-93
(78- 85); von Münch(/Dicke). a.a.O., 573 (An. 14/ 10), sowie aus der Recht sprechung insbeson-
dere die BVerfG-Entscheidung vom 18. Dez. 1968, BVerfGE 24. 367, 389.
ken des Eingetums durch die Gesetze bestimmt werden: Die jeweilige Eigentumskonzep-
tion wird erst prak tikabel durch ihre rechtliche Ausformung-". Damit ist von größter Be-
deutung, wie das Verhältnis zwischen der Garantie privaten Eigentums und der Sozialisie-
run gsbefugnis im Gru ndgesetz geordnet ist: Steht nämlich Art . 15 GG selbständig neben
Art . 14 GG und ko nstituiert dam it das Eigent um an .,G rund und Boden, Naturschät zen
und Produ ktion smitt eln" im Hinblick auf eine mögliche Überführung in Formen der Ge-
meinwirtschaft abweichend von Art . 14 GG 35, so werden Sozialisieru ngsbefugnisse inso-
weit auch nicht durch einen Wesensgehalt (An . 1911 GG) des Inst ituts Privateigentum be-
schränkt.
bb) O b nun An. 15als Sonderfall einer Enteigung (An . 14 III GG) zu erachten sei"' , mag
sich zuvörderst nach der Zielrichtung beider Akte beurt eilen lassen. Gewiß stellt sich nun
ein nicht unbeträchtl icher Teil staatlicher Sozialisierungseingriffe als Expropriation, als
Aufhebung privater Eigentumsrechte dar; allesamt aber dienen sie nicht einzelnen ko nkre-
ten positiven Verwaltungsvorhaben. sondern stehen nach dem Willen des (Sozial-) Staates
im Dienste sozialer Gerecht igkeit, sozialen Ausgleichs37• Sozialisierung bedeutet eine (par-
tielle) Umgestaltung der Wirtschafts-Verfassung; es kommt ihr auf die Entprivarisierung
des Vermögens der Betroffenen entsc heidend an, sie ist "Sozialent währung" , während im
Regelfall einer Administrativ-Ent eigung die Erwägu ngen materieller N ützl ichkeit im Vor-
dergrund stehen, der Entz ug privater Vermögensrechte den Einzelnen "zufällig" trifft J 8•
Trotz der un übersehbaren U nterschiede hinsichtl ich der Voraussetzun gen und des Ein-
griffszieles erachten manche Autoren Sozialisierung als ein Unterfall der Enteigung, indem
sie aus der Sicht der angeblich in gleicher Weise durc h Rechtsent zug Betroffenen argumen-
tieren ; Art . 14m GG setzt hiernach zum einen der grundsätzlichen Ermächt igung des Art.
15 GG G renzen , bestimmt aber generell, daß Sozialisierung en stets als eine Förderung des
Gemeinwohls zu gelten hätten 39. H iergegen ist einbowenden, daß solcher Perspektive
letztl ich die Vorstellung vom Vorrang des Privateigentums überhaupt zugru ndeliegt. ob-
zwar dessen rechtli cher Inhalt doch erst durch die verfassungskräftige Anerkennung Ge-
stalt und Wirkkraft erlangt und alle Verfassungsnormen derselben Ebene einer hierar-
chisch gegliederten Rechtsordnung angehören.
cc) Es bedürfte freilich nicht der ausdrü cklichen Entschädigungsvorschrift des Art . 15
S. 2 GG, um Sozialisierung gegenüber einer nach deutschem Verfassungsrecht regelmäßi g
unzulässigen Konfiskation abzugrenzen 40. Aus politischen Mot iven, wegen Staats- oder
Sozialschädlichkeit darf nicht sozialisiert werden; die Vergesellschaftun g erfolgt nicht zu
punitiven Zwecken". Ni cht als eine solche po litische Diskriminierun g des bisherigen Ei-
34 So neuestens ausdrücklich das BVerfG im Beschluß vom 15. Juli 1981 (BVerlGE 58, 300, 330);
dazu H. Riuuieg, Grundgesetz und Eigentum, NJW 1982, 721-724.
35 Übersicht über den Meinungsstand bei Kimminich im Bonner Kommentar , Art. 15/ 15 (12- 13).
36 So neuerdings wieder von Münch(/Dit~), a. a.0., 630-631 (An. 15/ 27).
J7 Ridder, VVdStRL t952, 1J9.
J8 Ebd., 140.
J9 Vgl. Leisner, JZ 1975,274; Issemee, DöV 1978, 2J5.
40 Vgl. aber Ridder, VVdStRL 1952, 140; näher hierzu Kimm inich im Bonner Kommentar , An.
14/210--2ll (177-178), Art. 15/ 16 (IJ).
41 Leisner, JZ 1975, 2n
gentümers kann aber die vermögensabträgliche Sanktion der Einziehung gelten; sie tritt
nur bei einem strafbaren bezw. ordnungwidrigen Verhalten einer Person und allein in be-
zug auf hierbei eingesetzte Gegenstände insbesondere des Täters ein und läßt die Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 GG unberührt . Ebenso verhält es sich auch mit den Anforderun-
gen, die Sicherh eit und Ordnung an Eigentumsinhalt und -gebrauch stellen: Polizeipflich-
tigkeit bewegt sich regelmäßig innerhalb des Rahmens einer Sozialbindung (Art. 14 Il GG);
jeder Eigentümer muß sich ohne Entschädigung die Beschränkungen seines Grundrechts
aus An. 14 GG gefallen lassen, die in einem demokratischen und sozialen Rechtsstaat hin-
sichtlich des Eigentums üblich, adäquat, zurnutbar sind 42• Allerdings ist kaum zu verken-
nen, daß Sozialisierung eine Mittelstellung zwischen Enr eigung und Konfiskation ein-
nimmt; in dem von ihrem Tatbestand gezogenen Grenzen hat sie eine Vor-Entscheidung
im Sinne eines potentiell negierbarer Privatcharakters bestimmter Objekte getroffen und
Privateigentum hieran generell für antastbar erachtet. Ein Odium von Gesellschafesschad-
lichkeit der individuellen Eigentümer ist darin jedoc h nicht zu sehen.
3. a) " Zum Zw ecke der Vergesellschaftung" ist eine Sozialisierung zulässig, in Organiss-
tionsformen, die dies sicherstellen, nämlich solche der Gemeinwirtschaft. Dieses Merkmal
soll nach verbreiteter Auffassung nur evolutionäre Um- und Weiterbildungen der beste-
henden Eigentums- , Wirtschafts- und Sozialordnung gesranen '" , nach einer andem sogar
jede distributive Sozialisieru ng verbieten 44 . Zumindest letzteres erscheint zweifelhaft:
Zwar mögen in der Tat rein fiskalische Gründe Sozialisierungsmaßnahmen nicht legitimie-
ren köonen " , nur dürfte eine derart motivierte Überführung in gemeinwinschaftliche
Formen nicht eben die Regel sein, sondern stets zugleich ein größerer Nutzen bestimmter
Güter für die Allgemeinheit überhaupt angestrebt werden. Es ent spricht auch insbesondere
unter rechtsvergleichendem Blickwinkel kaum einem recht verstandenen Begriff von Ge-
meinwirtschaft, daß diesem Zweck gewidmete (öffentliche) Unternehmungen neben dem
Hauptziel optimaler Bedarfsdeckung nicht auch auf Gew inn erzielung ausgehen dürlten -46.
Daß tatsächlich außer bei manchen Zentralbanken kaum schwarze Zahlen in den jeweili-
gen Jahre sabschlüssen erscheinen mögen, ändert an der Ausri chtung auch auf eigene Pro-
fite - und nicht lediglich einen Nutzen für die Gesamtgesellschaft - nichts47.
b)Die Begriffe Vergesellschaftung und Gemein-Wirtschaft machen überdies deutlich, daß
als Empfänger bzw. neuer Träger der sozialisierten Objekte nur die Allgemeinheit in Be-
tracht kommen kann , organi siert entweder als (zentrale) Gebietskö rperschaften - Bund,
42 Vgl. Maunz(/DürigIHenog/ Scholz), a.a, 0., Art. 14/24 (17- 18).
43 Maunz(lDürig/Henog/ Scho/z}, a.a. 0., Art . 15/ 7 (4- 5); von Münch{lDi<ke), a.a. 0 ., 625--626
(An . 15/ 7).
44 So Leisner, JZ 1975, 274-275.
45 Ridder, VVdStRL 1952, 145; Kimminicb im Bonner Kommentar, An . 15/11 (11); oon Mango/dt/
Klein, a. a, 0 ., 463; von Münch(lDi<ke), a.a .0 ., 626 (An . 15/ 8).
46 Vgl. etwa Wenger, a. a. 0 ., 323- 348; ]anson, a, a. 0 ., 85-89; ~ Emmericb, Das Winschaftscecht
der öffentlichen Unt ernehmen (Bad H omburg v.d.H. 1%9) 156-162.
47 Zu Gewinnabführungs- bzw. -verteilungsregelungen vgl. beispielhaft für die österreichische
Rechtslage Wtngt'T• .1.• .1..0., 620-623; s, ferner w: Friedmenn, Governmental (Public) Eme r-
pri ses; Int ernational Encyclopedia of Compararive Law xm ch. 13(T übingen, The Hague, Paris,
New York 1972) 73 (s. 88).
Länder, Gemeinden - oder alswirtschaftliche Selbstverwaltungseinheiten 48. Eine Verstaat-
lichungoder Nat ionalisierung macht daher nur eine, die erste Phase der Vergesellschaftungs--
maßnahme aus, die "Überführung" aus der rechtlichen Verfügungsmacht der bisherigen In-
haber '", eine Sozialisierung nach Art . 15 GG fordert jedoch zusätzlich besondere, eben ge-
meinwirtschaftliche Organisationsfonnen als Endstadium des sozialemwahrenden Akts.
Allerdings muß die gemeinwirtschaftliehe Tätigkeit nicht notwendig in Formen des öffent-
lichen Rechts ausgeübt werden, solange die bezweckt e Sozialnützigkeit gewährleistet ist.
4. Seinem Wortlaut nach sagt Art. 15 GG nichts darüber aus, ob der Gesetzgeber soziali-
sierungsfähige Objekte allein auf Grund dieser Ermächtigung vergesellschaften darf, oder
ob die Kompetenz auf " für die Vergesellschaftung geeignete private wirtschaftliche Unter-
nehmungen" beschrän kt bleibt, wie dies nach Art. 156 11 WRV. der Fall war. Das Erfo r-
dernis einer Sozialisierungsreife oder -eignung soll nun trotz Fehleus einer solchen Klausel
in Art. 15 GG weitergehen, als eine innere Notwendigkeit, eine immanente Schranke
staatlicher Vergesellschafrungsmacht S ', Nun gebietet zunächst bereits der allgemeine
Gleichheitssatz (Art. 3 I GG), Ungleiches nicht willkürlich gleich zu behandeln, und kann
diese Bindun g auch des Gesetzgebers (Art . 1 III GG) gerade zu einer Differenzierung inner-
halb der einer Sozialisierung grundsätz lich zugänglichen "Produktionsmittel" nach sachan-
gemessenen Maßstäben führen, wozu nicht zuletzt die Größe eines Unternehmens und
dessen volkswirt schaftliche Bedeutung und Macht gehören SI. Selbst in den Staaten des rea-
len Sozialismus werden ja die auf überwiegend persönlicher Arbeit beruhenden kleinen
Gewerbebetriebe meist für private Aktivitäten offengehalten, und dürfen Ente ignungen
nur für gemeinnüt zige Zwecke auf gesetzlicher Grundlage gegen angemessene Entschädi-
gung erfolgen S . Eine Entscheidung darüber allerdings, ob eine etwa für Sozialisierungs.
maßnahmen notwendige intensive Konzentration und Zentralisation wirtschaftlicher Ver-
fügungsmacht gegeben ist, steht dem einfachen Gesetzgeber des Art . 15 GG zu; er be-
stimmt, ob das Wohl der Allgemeinheit eine Vergesellschaftung hinsicht lich der ihr bereits
von Verfassungsrechts wegen unterworfenen Gegenstände verlangt oder doch zuläßt.
Hingegen dürfte ein ve'bot der ..To ralsozialisierung" SJ - einer ganzen Unternehmensart
oder gar einer der in Art. 15 GG genannten Kategorien - vom Grundgesetz her nicht ge-
nerell statuiert sein, solange hierbei nicht auch persönliches Eigentum durch ähnliche weit-
gehende Maßnahmen betroffen würde54. Beinhaltet nämlich das Gru ndgesetz keine Ent-
48 Kimminich im Bonner Kommentar, Art . 15/9 (10); von Münch(/Dicke), a. a.O., 629 (Art . 15/ 21);
ausführlich hierzu G. Püuner, Gemeinwirtschaft im deutschen Verfassungsrecht (Köln 1980)
26--34.
49 Kimminich im Banner Kommentar, Art. 15/12 (11- 12); Maunzf/Dii rig/Herzog/ Scholz), a, a. 0 .,
An. 15/21 (9).
50 Huber. a.a.0 ., 152-153; von Mangoldt/Klein, a. a.O ., 467; Leimer, JZ 1975, 275.
51 Vgl. BVerfGE SO, 38~38 1 ; Pen ner. a.a .O., 8.
52 Vgl. etwa die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 7. O kt . 1974 {Hilde-
brandl , a.a.O., 232- 270), An . 14 TI und 16.
53 So Leisner, JZ 1975, 275-276.
54 Das BVerfG hat mehrfach betont (vgl. BVerfGE 24, 389; 37, 132, 14~14 1 , vom 23. Apr . 1974;
50,339), dem Eigentumsgrundrecht komme in erster Linie die Aufgabe zu, seinem Träger "e inen
Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich sicherzustellen und ihm dabei eine eigenverant-
wortliche Gestaltung des Lebens zu ermöglichen" .
scheidung für eine bestimmte, insbesondere sozial-marktwirtschaftliche Verfassung des Ge-
meinwesens, so magder Gesetzgeber auch ein anderes Ordnungsmodell zu verwirklichen su-
chen, wobei er sich in Vorgehensweise und Resultat jedoch am Grundgesetz allgemein und
vornehmlich an den Grundrechten auszurichten hätte. Ob hierbei Grundrechtskonflikte
entstehen würden , hängt maßgeblich von der Bestimmung der freiheitsrechtliehen Normbe-
reiche ab, die bislang nur wenig behandelt worden ist. Immerhin sollte kein Zweifel daran
aufkommen, daß gesellschaftlicher Wandel, wenn und solange er sich in legalenBahnen voll-
zieht, auch die Grenzen grundrechtlich organisierter Freiheitsräume verschieben mag; soll-
ten also alsFolge einer Vergesellschaftungbestimmter Wirtschaftsbereiche einge Berufe nun-
mehr in verstaatlichter Gestalt ausgeübt werden können, so könnte dieser Um stand allein
die Verfassungsrechtswidrigkeit der Sozialierungsmaßnahme nicht begründen 55.
5. a) Auf die Nationalität des bisherigen "Produktionsmittel "-Eigentümers hebt Art . 15
GG nicht ab, wie diese Norm ja überhaupt die Recht sträger nur indirekt in ihre Regelung
einbezieht . Sozialisierungsgesetze können also auch Obj ekte von Ausländern treffen 56.
Nach deutschem Verfassungsrecht kommen nun Nicht-Deutschen im Sinne von Art . 116
GG Eigentumsrechte im selben Umfang wie den Staatsbürgern zu; die Gewährleistung aus
Art . 14 GG ist als Menschenrecht konzipiert 57. Als Regelung des Eigentumsinhalts wird
auch die Sozialisierungseignung von Gegenständen von diesem Schutz umfaßt. Die verfas-
sungskräftige Garantie erstreckt sich jedoch nicht auf ausländische jurist ische Personen
(Art. 19 III GG) 58; insofern ihre Vermögenswerte im Inland nicht durch völkerrechtliche
Vereinbarungen wirtschahlichen Inhalt s oder aber gar über die Einbeziehung einschlägigen
Völkergewohnheitsrechts in die innerstaatliche Rechtsordnung eine verstärkte Absiehe-
rung erfahren, genießen sie allein die Wohltaten einfachen Gesetzesrechts. Hieraus ergibt
sich vorab eine wert mäßige Gewährleistung, über die Zubilligung von (sekundären)
Entschädigungsansprüchen 59.
b) Vergesellschaftungsmaßnahmen, die sich nach ihrer erklärten oder doch de facto un-
verkennbaren Zielsetzung allein gegen Ausländern gehörende Objekte richt en, dürften
hingegen bereits mit dem speziellen Gleichheit ssatz des Art . 3 III GG kaum vereinbart
werden können 60. Zwar hat der Differenzierun gsmaßstab der Staatsangehörigkeit nicht
55 Enger freilich Leisner, JZ 1975, 277; Isensee, DöV 1978,237-238; vgl. aber D. C. Dicke, Verfas-
sungsrechtliche Möglichk eiten und Grenzen der Wirtschaftslenkung in Italien und der Bundes-
republik Deutschland (Stuttgan 1969) 136 N . 50; von Münch (/Dicke), a. a.0., 631 (Art. 15/27);
Ridder, a. a, 0. , 100.
56 Dies folgt bereits aus den völkerr echtlichen Regeln über die Gebietshoheit (vgl. G. Dahm , Völ-
kerrecht I (Stuttgart 1958) 254).
57 Von Münch(/ Dicke), a. a.O ., 571 (Art. 14/5).
58 Vgl. BVerfGE 21, 207, 209 vom 1. März 1967; Kim m inich im Bonner Kommentar, Art. 14/90
(81-82); C. Degenhart, Grundrechtsschut z ausländischer juristischer Personen bei wirtschaft-
licher Betätigung im Inland, dargestellt am Beispiel der Eigentu msgarantie . Eur opäische G rund-
rechts-Zeitschrift (EuGRZ) 1981, 161-168.
59 Vgl. die beiden Erkenntnisse des Bundesgericht shofs (BGH) vom 28. Febr. 1980, Entscheidungen
des BGH in Zivilsachen (BGHZ) 76, 375, 383-387, und 76, 387, 395-396; dazu R. A m old, Flug-
lotsenstreik und Ansprüche ausländischer juristischer Personen, Praxis des Internationalen
Privat-und Verfahrensrechts (IPRax) 1981, 193-195.
60 Ebenso Püttn er, a. a. 0 ., 8.
ausdrücklich Eingang in den Katalo g un zulässiger Krit erien gefunden; der Begriff der " Hei-
mat" in Art. 3 III GG bezieht sich vorab auf den ört lichen Bereich, in dem jemand geboren
wird oder ansässig ist, " Herkunh" sodann auf eine von den Ah nen abgeleitet e Verwurze.
lung in einem bestimmten gesellschahliehen Bereich 61. Dennoch beruht ja die Staatsange-
hörigkeit in der Regel auf Abstammun g oder Heimat 6.2 ein effekt iver Grundrechtsschutz
für Ausländer rührt daher zumindest aus dem Menschenrecht des Art. 3 I GG her, soweit
nicht der Verfassungsgeber selbst bestimmte Freiheitsrechte allein den eigenen Staatsange-
hörigen vorbehalten hat 63. Ungleiche Behandlungen von Nicht-Deutschen sind dan ach
nur grundgesetzkonform, wenn sich der zu regelnde Lebenssachverhalt bei Ausländern
auch sonst anders darstellt als bei Staatsbürgern . Für den Fall des Innehabens vermögens-
werte r privater Rechte sind derartige U nterschiede aber im allgemeinen nicht ersichtlich .
c) Will der Sozialisieru ngsgesetzgeber hingegen ansonsten vergesellschahungsreife Ob-
jekte nur deshalb von der Überfü hru ng in Formen der Gemeinwirtschaft aussparen, weil
sie Ausländern gehören 64, so ist eine solche Besserstellung einer bestimmten Personengru p--
pe freilich wiederum mit dem (allgemeinen oder aber besonderen) Gleichhe itssatz nicht in
Eink lang zu bringen, denn der Inh alt dieser Gru ndrechte verbietet nicht etwa nur Diskri-
min ierun gen nach einer Richtung hin. Jedoch darfdie Legislative durchaus dan n von einer
gleichzeitigen Vergesellschahung ausländischer Produkt ionsmittel -Eigner absehen, wenn
insoweit qualitative Unterschiede zu einheimischen Unternehmen bestehen, was vor-
nehmlich wegen deren Größe oder gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Fall sein mag 6S•
Außenpolitische Erwägungen allein reichen als Differenzierungsmerkmal vor der Verfas-
sung aber schwerlich hin , eher wo hl der Verwaltungssitz einer Untemehmung'e.
6. An. 15 GG statuiert als Verfahrensweise das Erfordernis eines formellen Gesetzes;
nicht zulässig ist demnach - im Gegensat z zur Enteigung - eine Sozialisierung durch ver-
waltungsbehördliche n Akt "auf Grun d eines Gesetzes'· 67. Als Kom petenznorm müßte al-
lerdings (auch) An . 74 Ziff. 15 GG herangezogen werden . eine Vorschrift aus dem Bereich
konkurrierender Gesetzgeb ungszuständigkeite n, nach deren Maßgabe sowohl der Bund als
auch die Länder Vergesellschahungsmaßnahmen vornehmen kö nnten, gegebenenfalls also
eine Sozialisierung zuerst durch ein Bund esland, sodann durch den Bund selbst erfolgen
dünte 68•
a) "Durch Gesetz" besagt fernerhin, Art. 15 GG vollziehe nicht selbst scho n die Ver-
geseUschahung, wie dies Art . 41 I der Verfassung des Landes H essen vom 11. Dez. 1946 69
61 Vgl. wo Mangoldt/Klein , a.a.0 .• 210-211; (MaMnz/)Durigf/Herzog/Scholz). a.a. O. ,1 rt: 3 IlI/ 75
(317). 86 (311); wo Mun cb(/M. Gube/t}• • . • .0. 206-207 (An. 3/92 -93).
62 50 (Maunz/) Durigf/Herzog/ Scholz}• .. .. O . An. 3 IIII80 (319).
63 Von Muncb(/Gubel')• . . .. 0 .• 155-156 (An . 3/5).
&4 Wi~ es gemäß An . 12 I des französischen Narionalisierungsgeserzes geschehen ist!
65 Coing (MW 1982. 381) hält die genan nte französische Regelung offenbar für rechtlich unpr oble-
mati sch .
66 Vgl. •uch Degenbert, EuGRZ 1981. 164.
67 Vgl. nur Muncb(/Di<ke)• • . • .0 .• 630 (An . 15/25); Maunz(/ Durig/Herzog/ Scho/z) v a.a. 0 .• An .
15/ 24 (10).
68 Huber, a.a.O., 167-168; von Mangoldt/Klein , a.a. O.• 466-467.
69 Gesetz- und Verordnungsblatt 1946, 229; abgedruckt bei: R. w: Füsslein. Deutsche Verfassungen
- Textausgabe (Berlin, Frankfun1M. 1951) 226-256.
beabsichtigt hane" . Fraglich könnte aber sein , ob Gesetze nach An. 15 GG außer ihrem
formellen C harakter als Emanat ion der Legislat ive und der regelmäßig nur erfo rderlichen
einfachen Mehrheit in den gesetzgebenden Körperschaften weiteren äußerlichen od er auch
in haltlichen Kriterien zu genügen hätt en . O bgleich nu n die Sozialisieru ngsbefugnis meist
nicht als Gru ndrecht im materiellen Sinne, allenfalls als .,Freiheits recht aus N ichtso zialis ie-
rung" verstanden wird 71, soll auch für VergeseUschaftungen das Verbot des Erl asses vo n
Einzelfallgesetze n gelten (An . 19 I 1 GG), müsse das bet reffende Gesetz allgeme in gelten
und rechtsstaatliehen Erfo rdernissen ent sprechen /I. Weil Sozialisierung ein Ein griff in das
Grundrec ht des Eigentu ms sei, mü sse im eingreifenden Gesetz Art. 14 GG als berührt es
Recht genan nt werden (An . 19 I 2 GG); auch habe der (einfache) Vergesellschaftungsge-
setzgeber an der Grenze des Wesensgehalts des institu tion ell gesicherten Eigentumsbegriffs
haltzumachen (Art. 1911 GG) 73. Maßnahmegesetze, also solche Akte, die einen bestimm-
ten Lebenssachverhalt regeln wollen und erst dadurch zwangsläufig in die (Grund-) Rechts-
sphäre von Privatpersonen eingreifen, seien jedoch auch im Rahmen des An. 15 GG zuläs-
sig74•
b) Freilich kranken diese Argumentationen allesamt daran, daß sie vo m eigenen Aus-
gangspunkt , der Selbständigkeit beider Verfassungsvorschriften, des An. 14 wie des An. 15
GG, abweichen und aus eine m (meist unausgesprochenen) Widerspruch zwischen beiden
Normen eine mehr oder weniger zw ingende Auflösung des Konflikt s zugunst en einer um-
fassenden Privateigentumsgara ntie folgern. Die Einstellung des Art. 15 GG in den G ru nd-
recht skatalog sollte jedoc h gerade in Anbetracht seines bei der Verfassungsgebung klar er-
kannt en fund amentalen Inhalts nicht als bloße Fonnalität abgetan werden; überdies garan-
tiert die Vorschrift (po tentiell) nicht allein ein ,,F reiheitsrecht auf Nichrsozialisierung",
sondern in gleicher Weise, nur aus verän dert er Perspektive, einen Übergang vo n Fremd- zu
(möglicher) Selbstbestimmung der Ar beit , verwandt der Gewährleist ung von Koalit ions-
freiheit in Art . 9 III GG als einer Form von Mit-Bestimmung' ", So verstanden, vermag eine
Kollision mit An. 19 I GG bei einem Gebrauchmachen von der Befugni s der An. 15 GG
nicht zu entstehen, wird dies G rundrecht doch dadu rch erst realisiert , und erfährt der inso-
weit bereits durch die Sozial isierungsmögli chkeit von Verfassungsrechts wegen geschmä-
lerte N ormbereich des Eigentumsschutzes keinen zusätzlichen Abbruch. Was aber die We-
sengehaltsgaramie des Art. 1911 GG anbelangt, so ist die umfassende grundrechtliche Bin-
dun g aller staatlichen Gewalt im Regelfall hinreichender Schutz gegen Verst öße des Gesetz-
gebers in bezug auf den auch von ihm zu respektierenden Mindeststandard. Diese mate-
rielle Vorbehaltsschranke mag von der Ausgangslage her, wonach zum einen Art . 15 GG
70 Hierzu Kimminicb im Bonner Kom mentar, An . 15/40 (20), 46 (21- 22).
71 Vgl. Ipsen, VVdStRL 1952, 108; H. Krüger, Sozialisierung, in: K A . Beuermenn/ H. C
NipperJey/U. Scbeuner (Hrsg.). Die Grundrechte IIII1 [Berlin 1958) 267. 302; wn Müm:h(/Dicke)•
.... 0 .,625 (An. 15/4 ).
72 Kimminicb im Bonner Kommentar, Art . 15/40 (20).
73 Leisner, JZ 1975, 275.
74 Maunz (/Dürig/ Herzog/Scholz), .... 0 .• An . 15/ 6 (4).
75 So Ridder, a. a.O., 104-105; K. und w: Schiekk, Privateigentu m und Gru ndgesetz, in: U.
Mayer/G. Stuby (Hrsg.), Das lädierte G rundgesetz (Köln 1977) 130, 148; anders jedoch bensee,
DöV 1978, 237.
gegenüber allen (anderen) Grundrechtsgewährleistungen gleichen Rang innehat, die indivi-
dualrechtlichen Garantien durch Sozialisierungsmaßnahmen andererseits nicht gänzlich
ausgeschaltet werden dürfen , so zu konkretisieren sein, daß neben einer nach Art . 15 GG
verwirklichten Gemeinwirtschaft ein ausreichend breiter Spielraum privater Wirtschaft er-
halten bleibt. Nur insofern sind einer allgemeinen Vergesellschaftung Grenzen gezogen.".
7. Die rechtliche Bedeutung der grundgesetzliehen Sozialisierungsbefugnis liegt jeoch
wesentlich auch in der Klarstellung. ebenso wie die Enteignung sei die Vergesellschaftung
einer Entschädigungspflicht unterworfen - ein Umstand, dem bisher und vielleicht auch
in Zukunft das Absehen von tiefergreifenden Wirtschaftsumgestaltungen geschuldet sein
mag".
a) Bereits im ersten Satz des Art. 15 GG wird die Vornahme einer (expropriativen)
Sozialisierungsmaßnahme"! mit einer gleichzeitigen Regelung von Art und Ausmaß einer
Entschädigung verknüpft, also eine Junktim-Klausel wie in Art. 14 III 2 GG aufgestellt.
Wichtiger erscheint jedoch die Ausgestaltung der Ent schädigungsbemessung, wofür Art . 15
S. 2 GG die entsprechende Anwendung des Art. 14 III 3, 4 GG statuiert; wiewohl ur-
sprünglich kaum so vorgesehen, mag die lediglich "analoge" Inbezugnahme der Enteig-
nungsentschädigungsnormen Differenzierungen nach Maßgabe der Eigentumsintensität
einer jeden Vergesellschaftungsmaßnahme zulassen, wenn nicht gar fordern 79 .
b) Die unbedingte Entschädigungsverpflichtung für jede Voll-Sozialisierung besteht dem
Grunde nach; sie bemißt sich in ihrer Höhe entsprechend Art . 14111 3 GG nach dem Er-
gebnis "gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten" . Ob-
schon also nach dem Wortlaut der Verfassung nicht mehr im Grundsatz "angemessene"
Entschädigung wie nach Art . 153 11 2 WRV geleistet werden muß , erachtet eine weithin
vertretene Ansicht einen vollen Ausgleich der auferlegten Vermögenseinbuße Einzelner
für geboten, sowohl im Falle einer Enteignung als auch bei (expropriativen) Sozialisie-
rungsmaßnahmen 80. Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings betont, eine starre , allein
am Marktwert orientierte Kompensation sei dem Grundgesetz fremd 8 1; der Gesetzgeber
könne vielmehr je nach situationsbedingten Besonderheiten des Sachverhalt s und den Zeit-
umständen vollen Ersatz oder auch eine darunter liegende Entschädigung bestimmen.
Einesolche Flexibilität läßt sich bereits mit Fug aus der Entstehungsgeschichte des GG her-
leiren" , eine bloße Nominalentschädigung wird diesem Abwägungsgebot jedoch auch im
Sozialisierungsfalle kaum genügen können 83. Die Bindung auch des Gesetzgebers an den
76 Ebenso wohl Püttner, a. a.O; 6-10.
77 So Maunz(/Dürig/Herzog/Scholz), a.a.0., An. 15/2 (2).
78 Zu Fällen eines Fehlens der Enteignungswirkung lpsen, VVdStRL 1952, 112-116.
79 So lpsen, ebd., 116-117; vgl. auch Huber, a.a.O., 175; von Mangoldt/Klein, a.a.O., 471; wohl an-
ders Leisner, JZ 1975,276.
80 Maunz(/Dürig/Herzog/ Scholz), a. a.0., An. 15/26 (10); Kimminicb im Bonner Kommentar, An.
15/42 (20); von Münch(IDKke), a.a.0., 630 (A". [5/26).
81 BVerfGE 24, 421; dazu Kimminicb im Bonner Kommentar, An. 14/365 (286).
82 E. w: Böckenförde. Eigentum, Sozialbindung des Eigentums, Enteignung, in: ders., Staat, Gesell-
schaft, Freiheit (Frankfurt/M. 1976) 318, 321-322; vgl. auch A. von Brünneck, Die Ausweitung
der Eigentumsgarantie durch Richterr echt. in:]. Perels (Hr sg.), Grundrechte als Fundament der
Demokratie (Frankfurt/M. 1979) 215, 218-220.
83 Vgl. von Mangoldt , VVdStRL 1952, 152-153; zweifelnd aber Schielek, a.a .O., 153.
Gleichheitssatz setzt Versuchen zur Aushöhlung des Schutzes des Eigentumswerts Gren-
zen nach unten hin, deren nähere Bestimmung jeoch dem Einzelfall überlassen bleiben
muß. Wird eine Entschädigung nicht in Geld, sondern, was zulässig ist 84, in Wertpapieren
gewährt, so hat diese Art der Kompensation also am reellen Substanzverlust anzuknüpfen
und darf die voraussichtliche Enwicklung des heimischen Geldwerts nicht außer Acht
lassen8:'. Ist das Sozialisierungsgesetz in diesem Punkte unzulänglich , so führt dies zwin-
gend zur Verfassungswidrigkeit des legislativen Aktes insgesamtw; der Gesetzgeber tut da-
her gut daran, auf eine "gerechte" Entschädigung sein besonderes Augenmerk zu richten.
III Weiterreichende Sozialisierungsbefugnisse nach innerstaatlichem
deutschen Recht?
1. a)Es wäre sicherlich politisch ratsam, ein Sozialisierungsgesetz nach Art . 15 GG mit ei-
ner möglichst breiten Zustimmung in den gesetzgebenden Körperschaften in Kraft setzen
zu wollen. Selbst wenn jedoch in Bundestag und Bunderat eine Zweidrittel-Mehrheit der
Mitglieder bzw. Stimmen hierfür erreicht würde, könnte allein auf diese Weise kein Mehr
an Vergesellschaftung erzielt werden. Nach Art. 79 1 1 GG kann das Grundgesetz nämlich
nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Verfassungswortlaut ausdrücklich modifi-
ziert oder ergänzt; deshalb ist es unzulässig, konstitutionelle Normen im Einzelfalle mit für
Verfassungsänderungen erforderlichen Mehrheiten beiseite zu schieben, während das
Grundgesetz im übrigen fortgilt 87 .
b) Überdies hängt der Bestand der Sozialisierungsbefugnis nach Art . 15 GG davon ab, ob
ihr der absolute Schutz des Art. 79 III GG gegen eine Änderung überhaupt zukommt; nach
dieser Norm sind legaleVerfassungsänderungen, die den materiellen Kern des Grundgeset-
zes betreffen, de constitutione lata ausgeschlossen. Nun kann Art. 15 GG nicht ohne weite-
res dem Kreis des über Art . 1 GG festgeschriebenen grundrechtlichen Kembereichs vorent-
halten werden, und auch sein funktioneller Zusammenhang mit dem Sozialstaatsgrundsatz
steht wohl außer Zweifel. Dennoch ist die Auffassung vereinzelt geblieben, weil die gesetz-
liche Bindung sozialisierungsfähiger Objekte selbst eine solche von Verfassungsrang und
-kraft sei, könnte schwerlich sogar der Weg der Grundgesetz-Änderung über die von Art .
15 GG gegebeneZielsetzung der Vergesellschaftung hinweggehen 88; meist findet sich dage-
gen das Argument , die Sozialisierungsbefugnis gehöre nicht notwenig zur sozialstaatliehen
Grund-Ordnung und sei daher abanderbar". Auch das Bundesverfassungsgericht hat eine
Re-Privatisierung staatseigener Produktionsmittel nicht als Verstoß gegen Art. 15 GG er-
84 Kimminicb im Bonner Kommentar, An. 14/314 (244).
85 Vgl. auch Coing, WM 1982,381-382.
86 Vgl. von MangoldtlKlein , a.a.0 ., 471; Maunz(IDürigIHerzoglS<holz), a.a.O., Art. 15126 (10);
Kimminich im Bonner Kommentar, An. 15/42 (20); Leisner,]Z 1975, 276.
87 Hierzu etwa K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland (Karls-
ruhe 121980) 275.
88 Vgl. Ipsen, VVdStRL 1952, 103.
89 Vgl. Huber, a.a,0 ., 155-156; von Mangoldt/Klein , a.a. 0 .,459; Kimminich im Bonner Kommen-
tar, Art. 15/230 (15); von Münch(IDicke), a.a. 0 ., 631 (Art . 15127).
achtet, im Grundgesetz ergo keine bestimmte ..progressive" Richtung der Verfassungsem -
wicklung verankert gesehen '10. Eine Änderung des Art . 15 GG könnte allerdings auch zu
einer Erweiterung der Sozialisierungsobjekte oder einer Verbreiterung des Vergesellschaf-
tungsta tbestand es führen und wäre ihrem Inhalt nach nur an den äußersten Grenzen eben
des An. 79 W GG zu messen.
2. Nach dem Grundgesetz kann auch der Gesetzgeber eines Bundesland es Grund und B0-
den, Naturschätze und Prod uktionsmittel in gemeinwirtschaftliehe Formen überführen,
solange und soweit der Bund eines Bedürfni sses nach bundesgesetzlicher Regelung wegen
von seinem (konkurrierenden) Gesetzgebungsrecht keinen Gebrau ch macht ; dies ist ja bis
heute nicht geschehen 91. Die westdeut schen Länderverfassungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit enthalten jedoch darüber hinaus weithin Bestimmungen, die, wenn sie wirksam
geworden wären oder noch werden würden, zu grundlegenden Änd erungen der bestehen-
den Wirtschafts- und Gesellschaftsordn ung fährren'".
a) In bezug auf die Überführu ng von Unternehmen oder ganzen Wirtschaftzweigen in
Gemein-Eigentum un terscheiden sich diese Verfassungen nur im Intensitätsgrad ihrer Re-
gelungen, nicht aber im Prinzip. So verkoppelte in Hessen Art . 41 die Sozialisieru ng be-
stimmter Wirtschaftszweige unm ittelbar mit dem Inkrafttreten der Vetfassung; hierzu ge-
hörten der Bergbau, die Betriebe der Eisen- und Stahlerzeugung , der Energiewirtschaft und
das an Schienen oder Oberleitungen gebundene Verkehrswesen. Gleichzeitig ordnete die
Vorschrift Staatsaufsicht oder -verwaltung für Gcoßbanken und Versicherungsunterneh-
men an; Vermögen, dasdie Gefahr eines Mißbrauchs wirtschaftlicher Freiheit in sich birgt ,
war gemäß Art . 39 11 auf Grund gesetzlicher Bestimmungen in Gemeineigentum zu über-
führen oder doch einer staatlichen Aufsicht bzw. Verwaltung zu unterstellen. Die Bremer
Vetfassung9J zählte hingegen keine Wirtschaftszweige einzeln auf, sondern ging als Krite-
rien für durch Gesetz in Gemeineigentum zu überführende Unternehm en davon aus, daß
diesen ..eine Macht innerhalb der deutschen Wirtschaft" zuk omme, .,d ie die Gefahr eines
politischen, wirt schaft lichen oder sozialen Mißbrauch in sich schließt". Auch Art. 61 I der
rhein land-pfälzischen verfassung" gab dem Staat auf, unverzüglich "privatrechtliche
Schlüsselunternehmungen" in Gemeineigentum zu überführen, "wenn mit diesen eine so
große Macht verknüpft ist, daß sie oh ne Gefährdung des Gemeinwohl der Privath and
nicht überantwortet bleiben kann" ; Banken, Versicheru ngen und sonstige Geldi nsti tu te
unterlagen zudem nach Art. 62 der Staatsaufsicht. Eine obligatori sche Sozialisieru ng, das
Verbot des Privateigentums an Schlüsselunternehmungen, statuiert auch Art. 52 I der saar-
ländischen Landesverfassung" ;
90 BVerfGE 12, 363-364.
91 Von M.mgolddKkin, a.a.0 ., 458; Kimmm ich im Bonner Kommentar, Art . 15/1 8 (13); Heber,
a. a.0 . 147.
92 Vgl. Hart-sieb, a. a, 0 ., 27-33.
93 Vom 21. Okt . 1947 (Gesetzblatt 1947, 251; Fiss/ein, a.a. 0 ., 182- 21-4), An. 42-44. Im Text aus-
zugsweise zitiert ist Art . 42 I a}.
94 Vom 18. Mai 1947 {Verordnungsblan 1947, 209; FÜßtnn. a.a. O; 295-325).
95 Vom 15. Dez. 1947; vgl. hierzu die Kontroverse zwischen Isensee, DöV 1978, 233-238, sowie
647-648. und R. Seeba/d, Noc hmals: Pergeltung des saarländischen Sozialisierun gs-Artikels unt er
dem Grundgesetz?, DöV 1978, 645-647.
Hora torischen Charakter tr agen dagegen die Vorschriften der Bayrischen und Badischen
Verfassung: Nach Art . 160 I der ersteren 96 sollten regelmäßig öffentlich-rechtliche O rga-
nismen Eigentümer von Naturschätzen, Verkehrsmitteln und Energieversorgungsunte r-
nehmen sein; Abs. 2 ließ die Überführung "für die Allgemeinheit lebenswichtige{r) Pro-
dukt ionsmittel, Großbanken und Versicherungsuntern ehmungen" in Gemeineigentum
zu, "wenn die Rücksicht auf die Gesamtheit es erfordert". An. 45 der badischen Verfas-
sung'" hält die Sozialisierung von Schlüsseluntemehmen dann für angebracht - sie "soll"
erfolgen - , wenn "d er Wirt schaftszweck besser ohne Eigentum des Untenehmers an Pro-
duktionsmitteln erreicht werden (kann, oder) die Ausübung des Eigentum srechts dem Ge-
meinwohl .. .widerstreitet" ; "andere geeignete Unternehmungen und Winschaftszweige
können unter Staatsaufsicht gestellt oder in obiger Weise behandelt werden.' Selbst die
erst nach Inkrafttreten des Grundgesetzes im Jah re 1950 erlassene Verfassung Nordrhein-
Westfalens98 sah vor, "Großbetriebe der Grundstoffindustrie und Unternehmen. die we-
gen ihrer monopol artigen Stellung besondere Bedeutung haben, soU(t)en in Gemeineigen-
tum überführt werden" (Art. 27 I).
b) Während eine nähere Bestimmung des Inhalts von Gemeineigentum selten ist '19, ob-
gleich insoweit sicher die Vorschriften über eine Förderung des Genossenschaftswesens so-
wie die Selbstverwaltung der Winschaft Fingerzeige geben mögen 100, unterliegen Verge-
sellschaftungsmaßnahmen dur chweg einer Entschädigungspflicht. Anders als bei Enteig-
nungen, die nur gegen angemessene Kompensation erfolgen dürfen 101, heben die Bestim-
mungen zur Sozialisierung aber häufig hervor , daß bei der Bemessung soziale Gesichts-
punkte wesentlich oder gar ausschlaggebend sein sollen 102. Art. 39 IV 2 der hessischen Ver-
fassung schreibt sogar vor, " bei (gesetzlich) festgestelltem Mißbrauch wirt schaftlicher
Macht (sei) in der Regel die Entschädigung zu versagen" ; andere Normen gleichen dem
Wortlaut von Art . 15 S. 2 und Art . 14 III 3 GG bis aufs Haar.
3. Nun beläßt das Grundgesetz den Landesverfassungen einige Gesraltungsfreiheit, sofern
sie den Grundsätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates ent-
sprechen (Art. 28 I 1 GG) 10) . Ergeben sich jedoch Normenkollisionen aus dem Nebenein-
ander von Bundes- und gliedstaatlichem Verfassungsrecht, so enthält das Gr undgesetz hier-
für zwei Regelungen 104. N ach Art . 31 GG bricht Bundesrecht auch Landesverfassungs-
96 Vom 2. Dez. 1946 (Gesetz- und Verordnungsblatt 1946, 333; Füsslein, a.a .O ., 126-162).
97 Vom 22. Mai 1947 (Regierungsb latt 1947, 129; FÜ5slein, a.a. 0 ., 98-125).
98 Gesetz- und Verordnungsblatt 1950, 127 (vom 28. Juni 1950).
99 Vgl. aber Art . 40 der hessischen Verfassung.
100 Harrwich, a, a. 0 ., 31- 32.
101 Vgl. etwa An. 159 der bayerischen und Art . 15 IV der badischen Verfassung.
102 Vgl. Art. 45 S. 2 der badischen. Art . 160 11 2 der bayerischen, Art . 44 der brerniscben, Art . 39 IV
der bessischen Verfassung.
Insoweit die Vergesellschaftungsnormen keine ausdrückliche Entschädigungspflicht statu ieren
(so Art . 61 der rheinland-pfälzischen, Art . 52 der saarländischen und Art. 27 der nordrhein-
westfälischen Verfassung), geht es wohl nicht an, die Regelungen für Enteignungstatbestände
analog anwenden zu wollen (Isens«, DöV 1978, 236-237, 647).
103 Hierzu insbesondere BVerfG vom 29. Januar 1974. BVerfG E 36, 342. 360-363.
104 Vgl. des Näh eren H.·V. Gallwas, Konkurrenz von Bundes- und Landesgrundrechten. Juristische
Arbeitsblätter UA) 1981, 536-541.
recht, d. h. letzteres wird dann unwirksam, wenn - von der Existenz der Kollisionsregel
einmal abgesehen - Normen aus beiden staatlichen Bereichen denselben Lebenssachver-
halt erfassen, bei ihrer Anwendung aber zu verschiedenen Ergebnissen führen würden. Je-
doch gelten landesverfassungsrechtliche Grundrechte gemäß Art. 142 GG weiter , soweit
sie mit Art . 1 bis 18 GG übereinstimmen. Vor dem Hintergrund des Art. 31 GG ist die
letztgenannte Kollisionsregel wohl so zu verstehen, daß sie keine selbständige Aussage für
den Fall enthält, daß landes- und bundesverfassungsrechtliche Grundrechtsvorschriften
einander widersprechen. Im übrigen ist aber die grundsätzliche Regelung im Verhältnis
von Bundes- und Gliedstaatenverfassung nicht in Art. 31, sondern in Art. 28 I, III GG nie-
dergelegtlOS: Geht hiernach ein Landesgrundrecht über das Bundesgrundrecht hinaus, in-
dem es entweder mehr gewährleistet oder weniger Einschränkungen des Normbereichs zu-
läßt, hängt die Fortgeltung der landesverfassungsrechtlichen Bestimmung vorab vom ab-
schließenden oder aber "offenen" Inhalt der grundgesetzlichen Garantie ab. Im umgekehr-
ten Fall entsteht überhaupt keine Kollision; es gibt keine bundesverfassungsrechtliche
Norm, wonach, was im Grundgesetz durch Bundesgrundrecht gesichert ist, zusätzli h in
gliedstaatlichen Verfassungen durch Landesgrundrechte gesichert werden müsse 106.
b) Welche grundgesetzliche Kollisionsregel nun die Sozialisierungsklausel der verschiede-
nen Landesverfassungen ergreift, wird von den wenigen Autoren, die dieses Problem an-
sprechen 107, über eine Erörterung des Grundrechtscharakters von Art. 15 GG zu beant-
worten gesucht. Im Ergebnis zumindest treffen sich heute die verschiedenen Argumenta-
tionsstränge hierbei ziemlich präzise in dem Punkt, daß das entsprechende Landesverfas-
sungsrecht allenfalls im Ausmaß der grundgesetzliehen Sozialisierungsbefugnis fortgelte
bzw. weiterhin anwendbar sei.
Nun kann es .hierbei sicherlich nicht darauf ankommen, daß in den Landesverfassungen
von einer Überführung in Gemeineigentum nicht im Rahmen von Grundrechten, sondern
zumeist in einem Abschnitt "Arbeit und Wirtschaft" die Rede ist; entscheidend ist die bun-
desrechtliche Wertung, denn auf dieser Ebene wird die Frage der Weitergeltung kollidie-
renden Landesrechts entschieden. Freilich muß der enge Zusammenhang von Eigentum
und Vergesellschaftung berücksichtigt werden, die weniger feste private Zuordnung be-
stimmter sozialisierungsfähiger Objekte, was jedoch nicht etwa mit einem "Grundrecht
auf Sozialisierung" gleichzusetzen ist 108: Bei Art. 15 GG drängt die Ordnungsfunktion der
grundrechtlichen Gewährleistung die Freiheitsfunktion deutlich in den Hintergrund 109.
105 Ga/lwas, JA 1981, 538; BVerfGE 36, 362-363.
106 Gallwas, JA 1981,541.
107 Vgl. Huber, a.a.O., 146-147; Kimminich im Bonner Kommentar, Art . 15/44 (20-21);
Maunz(IDiirigIHerzogIScholz), a.a. 0., Art . 15/25 (10); von Miinch (lD;'ke), a.a. 0., 625 (Art.
15/5); lsensee, DöV 1978, 234-235; ferner Seebald, DöV 1978,646.
108 Hierin scheint mir lsensee (DÖV 1978,235) die Meinung Schieleks (a.a.O; 148) und Ridders
(a.a.0., 104-105) mißzuverstehen.
109 Zutreffend von Münch (/Dicke), a.a, 0., 625 (Art. 15/4), im Anschluß an eine Unterscheidung
von Hesse, a.a.0., 118, der seinerseits allerdings Art. 15 GG (ausschließlich) als "eine Ermächri-
gung zu bestimmten Eingriffen in das Eigentum" ansieht (ebd., 119 N. 5).
Daher begegnet es Bedenken, die kollisionsrechtliche WeichensteUung an einer Wertung
von Sozialisierung als eines Entzugs (bundes)grundrechtlich geschützter Eigent umssub-
stanz anknüpfen zu wollen; gelten die Vergesellschaftungsvorschrihen der Landesverfas-
sung nur dann fort. wenn sie entweder deckungsglei ch mit Art . 15 GG oder aber an stren-
gere und engere Voraus setzungen geknüpft sind, so werden hierbei Inkongruenzen, wie sie
in bezug auf sozialisieru ngsfähige Objekte. geserzgeberisches Ermessen, Gesetzeserforder-
nis und Entschädigungsmodalitäten nicht abzustreiten sind, durch Rekurs auf ein Eigen-
tumsgrundrecht , dessen Mitte das Privateigen tum sei, ausgeräumt. Ein derart ausgestaltetes
..Verfassungseigentum" gibt es jedoch im geltenden Recht nich t 110; unbesc hadet der grun d-
gesetzlichen Gewä hrleistu ng des Privateigentums als Rechtseinrichtung ist der Inhalt und
Schranken des Eigentums bestimmende Gesetzgeber nicht an einen aus der "Natur der
Sache" sich ergebenen Eigentumsbegriff gebunden, wie das Bundesverfassungsgerich t erst
jüngst wieder unterstrichen hat 111.
Grundsätzl ich gelten daher gemäß Art . 142 GG die landesverfassungsrechtlichen Soziali-
sierungsnormen weiter, weil und wenn sie in Ü berei nstimmung mit Art. 15 GG das dort
verbürgte G rundrec ht gewährlei sten 112. O bligato rische Vergesellschahungsvorschrihen ge-
nügen dieser Regelung dann ebensowe nig wie die Zulassung von Administrativ-Sozialisie-
rungen IU, wo hingegen im H inbl ick auf den Kreis der sozialisieru ngsfähigen Objekte dem
weiten "P roduktionsmittel" -Begriff des Art. 15 GG durchaus die verschiedenen landesver-
fassungsrechtlichen Konzepte unterfallen könnten. Auch bei der Entschädigungsregelung
dürften materiell kaum Differenzen zwischen Bundes- und Landesveriassungsrecht der
Vergesellschaftung bestehen 114.
Bedeutsam bleiben die Sozialisierungsnonnen der Länderverfassung schließlich auch für
die Auslegung des Art. 15 GG II S, verdeutlichen sie doch stets noch die Zielrichtung dieser
Eigent umsgesraltung , nämlich die Zügelung und Kontrolle privater wirtschaftlicher Mach t
zur Verhü tung von Mißbräuchen. Damit geben sie dem Gesetzgeber materielle Kriterie n
zur Ermittlung einer "Sozialisierungsreife" an die Hand. ohne eine Typ isieru ng nach Maß-
gabe unschwer festzustellender Daten und Verhält nisse zu verbieten , wie sie auch anders-
wo im Gesellschafts- und Win schaftsrecht vorge nomme n wird.
110 So freilich P. Badura, Eigentum im Verfassungsrecbt der Gegenwart, Verh andlungen des 49.
Deutschen juristenrages 11, Te il I (Mü nchen 1972) S, 11-13; zuerst wohl in diesem Sinne
M. Wolff. Reichsverfassung und Eigentum, Festgabe w: Kahl{Tübin gen 1923) IV, 3, 6.
111 BY, rlGE 58, 335-336; Riustieg, NJW 1982, 722.
112 Ebenso wohl j ; Kratzer, Anikel 142 des G rundgesetzes und dir Grundrecht e in der Bayerischen
Verfassung, Festschrift w: lAfuret (Münc hen 1952) 107, 133-134; T. Meder, Die Verfassung des
Freistaates Bayern - Handk ommentar (München 2 1978) 425 (An. 160/4); H. MtuMsky u.a.,
Die Verfassung des Freistaates Bayern - Kommentar (München 2 1976), Art. 160/1 8 (9- 10), für
das Verhältnis von Grundgesetz und bayerischer Verfassung.
113 So auch bensee, DöV 1978, 236.
114 Vgl. aber oben, N . 102, für das Fehlen von Entschädigungsregelungen überh aupt , was vom
Grundgesetz her nicht zulässig sein kann (so im Ergebnis auch Seebald, DöV 1978, 645).
115 YgJ. auch Henkel, DVBI. 1975,319-320.
IV. Die Auswirkungen von völker- und europarechtlichen Eigentumsschutz-
Normen auf das innerstaatliche deutsche Recht
1. Alle modernen Verfassungsgeber haben in den von ihnen geschaffenen Staatsgrund-
gesetzen Regelungen über das Verhältnis von internation alem und innerstaatlichem Recht
getroffen ltb. Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deut schland zeigt hierbei in gewollter
Abkehr von der nationalistischen Haltung früherer Zeiten eine betont völkerrechtsfreund-
liehe Grundeinstellung117 und drückt bereits in seiner Präambel den Willen des deutschen
Volkes aus, "als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt
zu dienen". Die Einbeziehung des Völkerrechts in den deutschen staatlichen Recht sbereich
vollzieht sich vornehmlich über die Art . 25 und 59 GG; für die Rechtsordnung der Eur o-
päischen Gemeinschaften ist Art. 24 I G G von wesentlicher Bedeutung.
a) Art. 59 GG enthält zwar keine ausdrückliche und allgemeine Regelung über das Ver-
hältnis von Völkervertragsrecht und deutschem Recht; jedoch sind dort einzelne Vorau s-
setzungen für den Abschluß internationaler Vereinbarungen und insbesondere über die be-
teiligten Staatsorgane aufgestellt. Insofern für " politische" Verträge dort solche, die sich auf
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen, die Zustimmung oder Mitwirkung von
Bundestag und Bundesrat in der Form eines einfachen Gesetzes erforderlich ist IlS, nimmt
das solchermaßen einbezogene Völkervertragsrecht auch (nur) dessen Rang ein 119; das
Grundgesetz sieht von diesem Prinzip keine Ausnahmen vor, wie es etwa die französi sche
Verfassung von 1958 tut Uo•
b) Die "allgemeinen Regeln des Völkerrechts", die nach An. 25 S. 1 GG Bestandteil des
Bundesrechts sind, gehen demgegenüber den einfachen Gesetzen vor ; ihr Rang im Verhält-
nis zu sonstigem innerstaatlichen Recht ist hingegen umstritten, wobei sie nach der einen
Auffassung unter dem Verfassungsrecht. nach einer anderen mit diesem auf einer Ebene,
nach der dritten sogar im Range über der Verfassung stehen 121. Für die letztgenannte An-
sicht spricht immerhin neben der Entstehungsgeschichte der Vorschrift die völkerrechts-
freundliche Gesamthaltung des G rundgesetzes. Zu den allgemeinen Regeln gehören nun
vorn ehmlich die Normen des Völkergewohnheitsrechrs, aber wohl auch vert ragliche und
allgemeine Rechtsgrundsätze, wobei stets die Anerkennung der überwiegenden und maß-
geblichen Mehrheit der Staaten ausreicht , um die Wirkungen des Art . 25 GG zu zeitigen;
eine Anerkennung auch durch die Bundesrepublik Deutschland ist nicht unbedingt erfor-
116 Vgl. den Überblick bei F. Berber,Lehrbuch des Völkerr echts I (München 2 1975) 96-105; ferner
etwa A. A. Fatourxn, International Law in the New Greek Co nsrinnion, American Journal of In-
ternational Law (AJIL) 1976,492-506.
117 Vgl. etwa BVerfG vom 4. Mai 1955, BVerfGE 4, 157, 168-170; Maunz(lDurig/Herzog/Scho/z),
a.a.O., Art. 25/2 (3).
118 Hierzu BVerfG vom 29. Juli 1952, BVerfGE 1, 372, 380-396.
119 E. Menzel/K. /psen(/S. Magiera), Völkerrecht (München 2 1979) 69; Berber, a.a.O., 102; BVerfG
vom 26. März 1957, BVerfGE 6, 309, 350-352; Maunz(/Dürig/Herzog/ Scholz), a. a. O., Art.
59/19 (12).
120 Zu deren Art . 55 vgl. G. Rese,Der Rang völkerrec htl icher Verträge nach französischem Verfas-
sungsrecht, ZaöRV 35 (1975) 445, 452-466.
121 Vgl. Menze//lp sen(/Magrera), a.a .O., 61-64.
derlieb 122. Die Einbe ziehun gsvorschrift gilt zudem vorbehaltlos; den staatlichen O rganen,
aber auch den einzelnen Staatsbürgern (An . 25 S. 2 GG) steht kein Wah lmöglichk eit offen,
ob sie die allgemeinen Völke rrechtsregeln beachten wollen oder nicht .
c) Ähnlich wie Art. 11 der italienischen Verfassung eröffnet Art . 24 I GG die Möglich-
keit, durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen zu übert ragen.
Diese Verfassungsentscheidung für eine offene Staatlichkeit 123 gestatt et zum einen die Be-
trauu ng intergo uvernementaler Organe mit öffentlicher Gew alt, insbeson dere supranatio-
nalen Befugnissen, durch einfaches Einspruchsgesetz. wofü r ansonsten als zu einer Grund-
gesetz-Änderu ng im Sinne von An. 79 I GG ein besonderes legislatives Verfahren mit qua-
lifizierten Mehrh eiten erforderlich gewesen wäre 12<4 . Zum anderen kommt dem Übert ra-
gungsgesetz nach Art . 24 I GG auch die Funktion zu, solchen O rganen ein verfassungskrä-
fige anerkanntes Tätigwerden im sachlich-räumlichen Geltungsbereich des Grundgesetzes
zu erlauben, und damit freilich auch, näher zu best immen, auf welche Weise Hoheitsge-
walt innerstaatlich legal ausgeübt werden darf 125• Bislang wird vornehmli ch bei normati-
ven Akten von Organen der drei Europäischen Gemeinschaften die Frage des Verhältnisses
von Verbandsrechtsnorm en und nationalem, innerstaatlichem Recht bedeutsam; aus den
ihnen (gründungsvertrag lich) von den Mitgliedstaaten gestellten Aufgaben und den Min-
destanforderungen an ihr Funkt ionieren , wie sie in An. 18911 EWGV, 161 11 EAGV, 1411
EGKSV besondere Ausprägung für die Setzun g sekundären Rechts gefunden haben 126, er-
gibt sich nämlich ein Anspruch des Gemeinschaftsrechts auf einhe itliche und unan tastbare
Geltung in allen Mitgliedsländern , der durch unt erschiedliche Entsc heidungen oder Maß·
nahmen der diversen einzelstaatl ichen Rechtsordnungen gefährdet, ja beseitigt werd en
könnte 127. Ein Vorrang europarechtlicher Normen bedarf jedoch auch einer Anerke nnung
durch die nation alen, mirgliedstaatliehen Recht ssysteme -ö . Für die Bundesrepublik
Deutschland eröffnet An . 24 I GG als der hierfür installierte "Verfassungshebel" nun aber
keinen Weg, "die Grundstru kt uren der (staatlichen) Verfassung, auf der ihre Identität be-
ruht , ohne Verfassungsänderung, nämlich durch die (einfache) Gesetzgebung der zwischen-
staatlichen Einrichtung zu ändern" 129. Da zuvörderst der G rundrechtsteil des G rundgeset-
zes, dessen Art . 1-19, " ein unaufgebbares, zur Verfassungsstru ktur . . . gehörendes Essen-
tiale der geltenden Verfassung" ist, gestatt et Art . 24 GG nicht vorbehaltlos, diesen zu rela-
tivieren 130. Soweit eine Kollision zwischen Gemeinschaftsrechts- und Grundgesetz normen
jedoch nicht vorliegt, können und dürfen die zuständigen Gemeinschaftsorgane auf Grund
122 Vgl. MaunzflDüng/ Herzog/ Scho/z), a. a. 0 ., A n . 25/ 13 (7); Dahm, a.a. 0 ., 65.
123 So K Vogel, Die Verfassungsentscheidung des G rundgesetzes für eine internationale Zusammen-
arbeit {Karlsruhe 1964) 36, 42; vgl. Stern , .01•.01.0., 383- 384; von Münch(/ O. Rojahn), .01•.01.0., 11
(1976) 83 (Art. 24/1).
124 H ierzu L Gremlicb; Europäische Zentralbank und An . 24 Abs. 1 GG (Baden-Baden 1979) 157.
125 Ebd.; vgl. auch von Münch(/Rojalm), a. a.0 ., 88-89 (A n . 24/ 16).
126 H. P. lpsen, Europäisches Ge meinschaftsrecht {Tübingen 1972) 281.
127 Vgl. im einzelnen Ipsen, a. a.0 ., 277- 284; A. BÜckmann, Euro parecht - Das Rech t der Euro-
päischen Wirtsehaftsgemeinschaft (Köln 1976) 173-175.
128 B. Börner, Deut sche G rundrechte und Gerneinschafrsrecht , NJW 1976, 2041, 2042.
129 So das BVerfG im .,50Iange"-BeschJuß vom 29. Mai 1974, BVerfG E 37, 271. 279.
130 Ebd. 280; vgl. dazu E..W'; FU5S , Der Grundrechtsschutz in der Europäischen Ge meinschaften aus
deutscher Sicht (Heule, Bruxelles, Namur 1975) 163-167.
des An. 24 I GG Recht setzen, "das die deutschen zuständigen Verfassungsorgane nach
dem Recht des Grundgesetzes nicht setzen könnten und das gleichwohl unmittelbar in der
Bundesrepublik Deutschland gilt und anzuwenden ist" n! . Das primäre , also insbesondere
gründungsvenragliche Europarecht hat das Bundesverfassungsgericht zumindest einmal,
im Jahre 1974, ganz allgemein für grundgesetzkonform (zustandegekommen) erachtet 132.
d) Die rapide Ausbreitung intergouvernementaler Organismen mit Befugnisen zur Recht-
setzung im Verhältnis nicht nur zu ihren Bediensteten, sondern auch gegenüber den Mitglie-
dern und mit Auswirk ungen auf dritte Personen und Staaten 1JJ hat zugleich neue Probleme
für das nationale Verfassungsrecht aufgeworfen , deren Lösung nur selten dem expliziten
Wortlaut auch neuester konstitutioneller Bestimmungen über die Beziehungen von interna-
tionalem und innerstaatlichem Recht entnommen werden kann. Auch außerhalb der Ema-
nationen von Supranationalität mögen jedoch sekundärrechtliche Akte internationaler Or-
gane im innerstaatlichen Raum eine gewisse Geltung und Verbindli chkeit beanspruchen
können 134, wiewohl ihnen nach den jeweiligen Organisationsgründungsvenrägen häufig
nur ein ausschließlich hortatorischer, empfehlender Charakter zukommt und sie unmittel-
bar individualrechtliche Bedeutung wohl nur für internationale Beamte erlangen. Zudem
sind die Übergänge zu gewohnheitsrecht liehen Normen oft eher fließend, präz isieren inter-
gouvernementale Organ-Akte nur das, was ohnehin von Völkerrechts wegen gilt 135.
2. In Anbetracht der aufgezeigten Verknüpfung des Grundgesetzes mit internationalem
Recht könnten hiernach ihres herausragenden innerstaatlichen Ranges wegen vornehmlich
Regeln des Völkergewohnheitsrechts dem bundesdeutschen Gesetzgeber die Möglichkei-
ten, Maßnahmen nach An. 15 GG zu treffen, bereits umer verfassungsrechdichen Aspek-
ten maßgeblich beschneiden 136.
a) Auch heute erlegt das Völkerrecht jedem Staat anerkanntermaßen bestimmte allge-
meine, fremdenrechtli che Verpflichtungen gegenüber den Ausländern auf, die sich auf sei-
nem Territorium aufhalten oder dort Vermögenswerte innehaben 137. Zu diesen Vorab-Bin-
1J1 BVerfGE 37, 279.
132 Vgl. BVerfGE 37, 279, und dazu Gram/ich, a.a.O., 108 (N . 102, 103); ferner die BVerfG-Be-
schlüsse vom 18. Okt. 1967 (BVerfGe 22, 293, 296) und vom 25. Juli 1979 (BVerfGE 52, 187,
199).
133 Vgl. R. &mhardt, Qu alifikation und Anwendungsbereich des internen Rechts Internationaler
O rganisationen, Berichte der Deut schen Gesellschaft für Völkerrecht (BerGesVR) 12 (1973)
7-46; H. J. Hahn, Funktionenteilung im Verfassungsrecht europäischer Organisationen (Baden-
Baden 1977) 73-86.
134 Vgl. etwa K. Hailbronner, Rechtswirkungen des EG-Südafrikakodex, Recht der int ernationalen
Wirtschaft (RIW) 1982, 111, 116-117; A . Bleckmann, Sittenwidrigkeit wegen Verstoßes gegen
den ord re pub lic international, ZaöRV 34 (1974) 112, 130-132.
135 Dies ist wohl der Fall der Resolution 2625 (XXV) der Generalversammlung der Vereint en Na-
tionen; dazu B. Graf zu Dobna, Die Grundprinzipien des Völkerrechts über die freundschaft-
lichen Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten (Berlin 1973) 48-266.
136 Ein Verstoß begründete zudem auch die völkerrechtliche Verantwortli chkeit der Bundesrepu-
blik Deut schland, insofern nicht Abhilfe geschaffen werden könnte.
137 Vgl. nur Dahm, a. a.0 ., 503-520; Berber, a. a.0 .406-410; A. Verdross/B. Simma, Un iverselles
Völkerrecht (Berlin 1976) 586-597; Menze//lpsen(/E. Wehser), a.a .O., 174-183; L Brown /ie,
Principles of Public International Law (Oxford ' 1979) 521-551.
dungen staatlicher Souveränität zählt auch der Respekt vor fremden Eigentumsrechten. An-
dererseits aber wird gegenwärtig (wieder) von allen Teilnehmern der internation alen Staa-
tengemeinschah die Kompetenz jedes unabhängigen Gemeinwesens bekräftigt, sein Wirt-
schahs-und Gesellschaftssystem selbstverantwortlich festzulegen und zu ordnen und hierbei
gerade auch eigentums(um}gestaltendeEntscheidungen zu treffen bzw. durchzufü hren U S.
Diese auf den ersten Blick recht gegensätzlichen Positionen stimmen allerd ings zumin-
dest insoweit miteinander überein, als sie beide Expropriatio nen, d. h. Ernziehun gen von
Eigentumsrechten als solchen oder doch der Verfügungsmacht hierüber durch staatliche
Organe, auch im H inblick auf Vermögenswerte von Ausländern für völkerr echtlich zuläs-
sig halten, wenngleich nur unter bestimmten formell en wie materiellen Voraussetzungen .
Auch hier mag noch ein Konsens festzustellen sein darüber, daß gewisse Expr opriationen
- Nationalisierungen bzw. Sozialisierungen unt erscheiden sich hierbei von individuellen
Deprivationen nur durch ihr O bjekt, bedeutsame volkswirtschaftliche Werte, und ihre In-
tegration in ein allgemeines Programm gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Reform IJ9 -
an sich (völker}rechtswidrig sind, etwa wenn sie einen Verstoß gegen internationale Abma-
chungen mit sich bringen, als übermäßige Vergeltungsakte gegen einen anderen Staat er-
griffen werden, sich als (Rassen-}Diskrimierung per se darstellen 140.
b) Bereits am Merkmal , daß Expropriatio nen nur im öffentlichen Inte resse vorgenom-
men werden dürfen, scheiden sich jedoch heutzutage die Geister, prallen die Meinungen
hart aufeinander: Sind einem Staat vom Völkerrecht her Schranken der Beurteilung gezo-
gen, wenn er diese oder jene eigentumsrelevante Maßnahme als nützlich für das gemeine
Wohl ansehen willl<4l? Ähnlich verhält es sich mit dem Erfordernis eines ordnungsgemä-
ßen Verfahrens bei N atio nalisierungen, vermag ein Staat doch grundsätzlich sein eigenes
Recht jederzeit zu ändern 142. Schließlich sprechen sich zwar noch immer alle führenden
westlichen Staaten und eine große Zahl von Juristen aus diesen Ländern für die Verbin d-
lichkeit einer Entschädigungsnorm aus, nach der die Rechtmäßigkeit der Expropriation
fremder Vermögenswerte abhängt von der Gewährung einer angemessenen, effektiven und
prompten Kompensation für die erlittene Einbuße 10 ; jedoch beteht weltweit weder in der
138 So ausdrücklich Kap. 2, An . 2 der "Chan er of Exonomic Rights und Duties of Srates" , Resolu-
tion 3281 (XXIX) der U. N.-Generalversammlung; vgl. zur rechtl ichen Q ualität dieser Aussage
etwa R. F. Meagher, An Internarinal Redistrib utio n of Wealth and Power (New York, Oxford
1979) 50--54; D. Carreau/T. Ftory/ P. ]uiiLtrd, D roit international economique (Paris2 1980)
555-560; Broumlie, .1...1..0., 541-543; C. Tomuschat, Die C harta der wirtschaftlieben Rechte
und Pflichten der Staaten, ZaöRV 36 (1976) 444, 465--476.
139 Broumlie, .1.. a.0 ., 532.
140 Vgl. etwa D.·M. Polter, Auslandsenteignungen und Investitionsschutz (Berlin 1975) 43-50; G.
Harrmann , Nationalisierung und Enteignung im Völkerrecht (Berlin 1977) 104-110, 122- 129;
Carreau/F/ory/ju il14rd, a. a.0 ., 564-569.
141 Vgl. etwa G. Brebme, Souveränit ät der jungen Nationalstaaten äber Naturreichtümer (Ost-
Berlin 1967) 122; G. White , Nationalisanon of Foreign Propert y (London 1961) 149-1 50;
Brown/ie, a.a.0 ., 545.
142 Vgl.]. H. Herz, Expropriatio n of Foreign Propeny, Aji/ 1941, 243, 248, zum einen; D. P. O·Co n·
nell, International Law 11 (London 2 1970) 776-777, Verdross/Simma, a. a.0 .,589, zum andern.
143 O'Conne//, .1. . .1. 0., 780-785; Dahm, .1.. .1..0., 514- 517; Carreau/F/ory/ju il14rd• .1.. .1. 0, 567-569;
Mmzel/ lp<en(/Wehser), a.a. 0 ., 178.
Völkerrechtsdoktrin noch in der Staatenpraxis eine grundsätzliche Einheitlichkeit in bezug
auf den Umfang und die Ausgestaltun g solcher Entschädigung!..... Insbesondere viele neue
Staaten aus dem Kreis der Entwicklungsländer sowie sozialistische Gemeinwesen haben
der Vorstellung einer umfassenden Dekaionisierung durch die Ausformulierun g eines
Rechts auf dauerhafte Souveränität der Völker und Nationen über ihre natürl ichen Reich-
tümer und Schätze nicht nur eine theoretische Untermauerung verschafft t4S, sondern sind
auch in ihrer Praxis von herkömml ichen Entschädigungsmaßstäben abgewichen; in Gestalt
der Globalentschädigungsabkommen (..lump sum settlements") 146 insbesondere zur Ab-
geltung weitreichender Nationalisierungen sind neue Regeln entwickelt und bekräft igt
worden, die Billigkeitserwägungen hinreichend berücksichtigen und Abstriche von einer
"prompt and adequate compensation' vornehmlich im H inbl ick auf die winsc haftlichen
und finanziellen Umstände des exproprierenden Staates für legitim erachten 147. Desglei-
chen hat das Postulat eines internatio nalen Mindeststandards für die Behandlung von Aus-
ländern, also gegebenenfalls die Privilegierung gegenüber den je lokalen Staatsangehörigen,
in einer Welt antagonistischer Winschah r und GeseUschah ssysteme insoweit an Bedeu-
tung eingebüßt, als hierdurch dem "Gasts taat" eine bestimmte Lebensauffassung aufokt ro-
yiert würde, was mit dem Prinzip der N ichteinmischung in die inneren Angelegenheiten
eines fremden souveränen Staates unvereinbar wäre!" . In veränderter Form findet sich
dieses Minimum allerdings in allgemein anerkannten internationalen Menschenrecht en
wieder!" , wozu freilich das Recht auf Privat-Eigentum wohl nur in dem Ausmaß gehört,
wie es unmittelbar Ausfluß individueller Persönlichkeitsentfaltung ist 150.
c) Bei diesem Stand der Dinge geht es schwerlich an, aus "allgemeinen" Regeln des Völ-
kerrechts im Sinne von Art . 25 GG Begrenzungen der Sozialisierungskompetenz nach Art.
15 GG herleiten zu wollen. Selbst wenn nämlich auch regionales (..atlantisches") oder gar
part ikulares Völkergewohnheitsrecht als möglicher Gegenstand der Übernahme ins inner-
staatliche deutsche Recht in Betracht käme, was jedoch mit dem Sinn und Zweck des weh-
144 Siehe das bekannte Diktum des U. S. Suprerne Co urt in Banco Nacio nal de Cuba v. Sabbat ino,
376 U. S. 398, 428, 430 (1964); ferner jüngst B. H. Weston, T he Charter of Economic Rights and
Dunes of States and the Deprivation of Fo reign-Owned Wealth, A]lL 1981, 437-475.
HJ H ien u etwa P. J. O'Ketfe, T ue United Naricns and Permanent Sovereigrwy over Natural Re-
sources, Journa\ oi Wo rMTrade Law OW11.) 1974, 239-282; R. Kemper, Nationale Verfügung
über natürliche Ressourcen und die Neue Weltwinschaftsordnung der Vereinten Nationen
(Berlin 1976) 21-48; Brehme. a.a .O.• 47-73; G. Elian, Le principe de la souverainere sur les
ressources national es er ses incidences juridiques sur le co mmerce international, Recueil des
Co urs (de I'Academie de Dro it International) 149 (1976-0 1- 86.
146 R. B.Lillicb/ B:H. Wnton (Hrsg.), International Claims: Their Settlement by Lump Sum Agree-
ments {Charlone sville 1975).
147 Vgl. Verdrcu/Simme , a.a.O., 592-594; Broumlie, a.a.O., 538; M. Sornarajah. Co mpensation
for Expropriation : The Ernergence of Ne w Standards, JWT L 1979. 108-131; R. Dolzer, New
Poundations of the Law of Expropri ation of Alien Propeny, AJIL 1981, 553-589; Coing, WM
1982, 381.
148 Brown/ie, a,a.0 ., 532.
149 Ebd., 527-528; Verdross/ Simma, a.a. 0 ., 599--604 ; R . B. Lillicb, Dunes of Stares Regarding the
Civil Rights of Aliens, Recoueil des Cours 161 (1978- III) 329-442.
150 Vgl. Lillicb, a.a .0 ., 406-408.
weit orientierten An. 25 GG kaum vereinbar sein dürfte l SI , so genügen die in An. 15 GG
aufgestellten Voraussetzungen für [expropriative] Vergesellschaftungsmaßnahmen doch
auch den hergebrachten Grun dsätzen über den Schutz von Ausländer-Vermögenswenen;
insonderheit gestattet das Grun dgesetz weder eine Diskrimierung von Nic ht-Deutschen IS2
noch sind überhaupt ..allgemeine Regeln des Völkerrechts zum Schutze des Privateigen-
tums. . . erkennbar, die weiterreichen als der Eigentumsschutz (in An. 14) des Grundgeset-
ZCS" IB .
Andererseits verbietet die grundgesetzliehe Sozialisieru ngsbefugnis jedoch nicht, an sich
vergeseUschaftungsfähige Objekte faktisch von einer künft igen Überfü hru ng in gemein-
wirtschaftliche Formen auszuklammern , indem sie durch Einbeziehung in Garantien eines
(zweiseitigen) völkerrechtlichen Übereinkommens 1S4 zwar nicht spätere Gesetze nach Art .
15 GG (insoweit) unzulässig machen würde n, wohl aber in solchen Fällen der Tatbestand
internationalrechtlicher Verantwortlichkeit verw irklicht würde.
Derart ige außerwinschaftsrechtl iche Maßnahmen bedürfen ja ihrerseits einer vertragsge-
setzlichen Billigung; überdies könnte selbst eine Auffassung. wonach Art . 15 GG eine
Sperrfunktion eigne, hinte r den beim Inkrafttreten der Verfassung erre ichten Stand in Sa-
chen "Sozialisieru ng" zurück zufallen m, nicht an dem Umstand vorübergehen, daß in be-
zug auf (bestimmte) Werte im Eigentum von AusJändern durchaus eine Sonderbehandlung
zulässig oder gar geboten sein mag.
3. a) Bei der Frage nach der europarechtlichen Zulässigkeit von Sozialisierungen ist da-
von auszugehen, daß Art . 222 EWGV (wie Art. 83 EGKSV, 91 EAGV) die Eigentumsord-
nung in den verschiedenen Mitgliedsstaaten der Euro päischen Gemeinschaften unb erührt
läßt, diese also über ihre je eigenen Eigentumsgestaltungen Herren geblieben sind 1S6, inso-
weit keine Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche O rgane übertragen wurden. VergeseU-
schaftungen bzw. Nationalisierungen sind daher grundsätzlich auch nach Irrkrafttreten der
Gemeinschafts-Gründungsvert räge rechtl ich möglich IS7, und die Verstaatlichung der italie-
nischen Elektrizitätsindustrie im Jahre 19621S8 ist denn auch vom Euro päischen Gerichts-
hof akzeptiert worden 1S9. Jedoch machen insbesondere Art . 37 und 90 EWGV deutlich,
151 Vgl. von M4ngo/dt/Klein , a. a.O., 675; M4unz(/ Dürig/ Herzog/ Scho/z), a.a.O., Art . 25/19 (10).
152 S. oben, II. 5.
153 So das BVerfG im Beschlu ß vom 21. März 1957, BVertGE 6, 290, 300.
154 Vgl. z. B. den Freundschaft s-, Handels- und Sch iffah rt svenrag vom 29. O kt. 1954 zwis chen der
Bundesrepublik Deutschland und den Verei nigten Staate n von Am erik a (BG BI. 195611,487),
Art . V; dazu U. Ma)'fT/ 5. R4aSCh, Intern ation ales Recht der Arbeit und Wirt scha ft (Opladen
1980) to8- llD, zum einen, w: Weng/er, Die Mitbestimmung und das Vö lkerrecht (Baden-
Baden 1975) andererseit s.
155 Ridder, a.a. O ., 102-104; anders jedoc h BVerfGE 12, 364.
156 lpeen, a. a. 0., 658.
157 Vgl. Blecemenn,a. a. O . (21978) 261; M. ZuJeeg, Die Winschaftsverfassung der Europäischen Ge-
meinschahen, in: Wirtschaft s- und gesellschaftspolitische Ordnungsproblem e der Europäi schen
Gemeinschaften (Baden-Baden 1978) 73, 90; H. von der Groeben/ A . Boeckh/]. 7hiesing{J. F.H och-
baum), Kommentar zur EWG-Vertrag II (Baden-Baden 1974) 656, 657.
158 Gesetz. vom 6. Dez. 1962 (Gaz. Uff. No. 316).
159 Vgl. Urteil vom 15.]uli 1964, Rs. 6164 (Cost41E.N.EL), Sam mlung der Rechtsprechung des Ge-
richtsh ofs (EuGH Rspr .) X, 1251, 1276.
daß die nationale Sozialisierungskompetenz in ihren Modalitäten durch aus gemeinschafts-
rechtlich (ein)gebunden wurde, soweit die wirtschaftliche Integration reicht IbO.
b) Von Bedeutung für die Ausgestaltung von nationalen Vergesellschaftun gsmaßnahmen
dürfte vorab Art . 7 I EWGV sein, wonach in dessen Anwendun gsbereich " jede Diskrimie-
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten" ist. H iernach darf die Sozialisierung
weder allein Angehör'ige aus anderen EG-Mitgliedsstaaten treffen noch ist es gestatt et, aus-
schließlich Inländern gehörende Objekte zu nation alisieren, wenn fremde Marktbürger
ebenfalls vergesellschaftungsreife " Prod uktionsmittel" innehaben 16 1. Allerd ings schließt
dieses allgemeine Diskriminierungsverbo t nicht aus, sachangemessene Unterscheidungen
vorzunehmen, die weder durch besondere Vertragsbestimmungen verbo ten noch gerade
solche des Merkmals "Nationalität" sind 162.
c) Das bereits im innerstaatlichen deutschen Recht geltende Prinzip einer Gleichbehand-
lung von öffentlichen und privaten Unterne hmen 163, welches auf europäischem N iveau im
Verbot des Art . 90 I EWGV zum Ausdruck kom mt, gewinnt auch für eine Überführung
sozialisierungsfähiger Gegenstände in Formen der Gemeinwirtschaft an Relevanz, vor-
nehmlich in der Verweisung auf die Wettbewerbsregeln der Art . 85-94 EWGV, wobei
An. 90 Il EWGV den Besonderheiten, die sich für Unternehmen aus ihrer Betrauun g mit
Dienstleistungen von allgemeinem öffentlichen Interesseergeben mögen, Rechnung zu tra-
gen vorschreibt. Freilich dürften damit die Anforderun gen aus Art. 86 EWGV, wie sie
auch auf Unternehmenszusammenschlüsse angewandt werden, nur gelockert, nicht völlig
beseit igt werden 11>4; das Verbot der mißbräuchlichen Ausnut zung einer beherrschenden
Stellung steht andererseits Verstaatlichungen nicht grundsätz.lich im Wege, bezieht es sich
doch auf ein Unt ernehmens-Verhalt en, nur höchst mitt elbar hingegen auf dessen rechtli -
che Zuordnung 16S.
d) Dasgewichtigste Hindern is für die Durchführung einzelstaat licher N ationalisierungen
könnte die Niederlassungsfreiheit insbesondere des EWG-Vertrags ausmachen, vornehm-
lich, seitdem sie nicht lediglich als ein besonderes Diskrimierungsverbot, sondern als un-
mittelbar geltendes Rechts aufgefaßt wird 166. Schließt aber eine recht verstandene Freiheit
der N iederlassung eine Freiheit zum Wettbe werb ein, die ohne private Verfügungsmacht
über Produktionsmittel nicht vorstellbar ist, so wirkt das europäische Grund-Recht aus
Art. 52 (und ggf. Art. 59) EWGV als Schranke gegenüber Bestrebungen zu Total- oder
Globalsozialisierungen, sie verbietet Vergesellschaftun gen aller oder gar bereits einzelner
160 Vgl. etwa Emmerich , a. a.O., 178; Püttner, a.a .O., 36-37.
161 Zuleeg, a.a.O., 91; von der Groeben/von Boeckhl7hiesing{/ Hochbaum), a.a.O., 657--6 58.
162 Ipsen, a. a. 0 ., 594.
163 Vgl. G. Ptamer. Gleichbehandlung öffentlicher und privater Unternehmen, in: Pederarion
Internationale pour le Dro it Europee n, L'egalite de rraitemenr des entreprises publ iques er pri-
ves. .. (Kopenhagen 1978) 4.11--4.15.
164 Vgl. z" leeg. ....0 .• 91; Ipsen, a.a.O.• 666.
165 Ebenso wn der Groebenlwn Boeckhl1h;";ng (lHochb.u.m)• .. . .0., 657; A . Deringrr, Equal
Treatment of Public and Private Enterprises - General Rapport , in: Federation
Internationale . . . , a.a.0., 1.17.
166 Vgl. EuGH· Urteil vom 21. Juni 1974, Rs. 2/74 (Reyners/Belgien], EuC H Rspr. XX, 631,
652- 653.
Bereiche der pnmaren, sekundären wie der tertiären Sektoren der mitgliedsstaatliehen
Volkswirtschaften 167.
Daß die Römischen Verträge dergestalt eine Entscheidung für eine marktwirtschaftliehe
Verfaßtheit im Rahmen der supranationalen europäischen Integration enthielten, erscheint
allerdings zweifelhaft, seihst wenn dies die Absicht der sechs Gründungsstaaten gewesen
sein sollte 168, zumal eine solche Auffassung notwendig den Vorrang einzelner primärer Ge-
meinschahsrechtsnorm en behaupten muß, eine Hierarchie innerhalb der materiellen Be-
stimmungen eines völkerrechtlichen Übereinkommens aber ebenso selten vorko mmen
dürfte wie zwischen verschiedenen internationalrechtlichen Instrumenten 169. Sicherlich
enthalten die EG·Vert räge keine Organ-Kompetenzen, die in spezifischer Weise einer För-
derung und Ausgestaltung gerade einer öffentlichen Wirt schaft dienen sollen 170. jedoch ist
ihr Schweigen zu Sozialisierungsfragen angesichrs der ausdrücklichen und allgemeinen Re-
gelung des Art . 222 EWGV kaum anders zu deuten als im Sinne weiterhin möglichst un-
geschmälerter Mitgliedsstaaten - Zuständigkeiten, einschließlich eines noch möglichen
Gehrauchmachens von verfassungsrechtlichen Vergesellschaftun gsbefugnissen. Dabei ent-
hält doch bereits das je innerstaatliche Recht , wie am Beispiel des Art . 15 GG gezeigt, hin-
reichend Kautelen, die die "Gefahr, daß der Gemeinsame Markt in seinen Grundfesten er-
schüttert wird" 171, als nicht gerade nächstliegend erweisen 172.
e) Letztendlich statuiert also das Recht der Europäischen Wirtschahsgemeinschaft nicht
etwa engere, sondern eher weniger strikte Voraussetzungen für Vergesell.schaftungen als
die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, was allerdings nicht heißen kann, daß
sich dies in bezug auf die Rechtsordnungen anderer Mitgliedsstaaten ebenso verhalten
muß I7J.jedoch dürfte auch das französische Nationalisierungsgesetz von 1982 selbst den
gemeinschaftsrechtlichen Mindestanforderungen genügen 174, eine Bewertung, die bei of-
fensichtlichem staatlichen Hineinregieren in die Geschähsführung der nationalisierten Un-
ternehmungen freilich revidierbar bleibt . . . 175.
167 Vgl. Zukeg, a.a.O; 93; Bleckmann, a.a.O . (1978) 263; ferner P. Schuster, Rechtsprobleme bei
Unternehmensverstaatlichungen, Die Aktiengesellschaft (Die AG) 1982, 1, 3; R. Riegel, Das
Eigentum im europäischen Recht (Berlin 1975) 119.
168 Skeptisch auch Ipsen, a.a.O., 567.
169 Vgl. Verdrou / Simme , a.a.0 ., 334-335.
170 Piamer, a, a. 0 ., 37; Zuleeg, a. a. 0 ., 89.
171 So Zukeg, a.a.0 ., 93, im Anschluß an U. Scbeuner, The Op timal Economic Constiturion of the
European Community with Reference to the Economic Co nstitutions of the Member Stares,
Common Market Law Review 13 (1976) 191, 195.
172 Zur daher verständlichen Zurückhaltung von E.G.- Orga nen und anderen Mitgliedsstaatsregie-
rungen vgl. K. Engden im Handelsblatt vom 26. N ov. 1981 ("Französische Verstaatl ichung:
Deutsche Banken fühlen sich im Stich gelassen") .
173 Vgl. von derGroeben/oon Boeckhl7biesing{/Hochbaum). a.a.O., 65~55; anders wohl Riegel,
a.a.O., 65.
Zu An . 43 der italienischen Verfassung vgl. etwa Dicke, a.a .O., 54-59; ein Vergleich mit An.
15 GG findet sich ebd., 135-136.
174 Ebenso Coing. WM 1982, 382 N. 22; anders aber Schuster, Die AG 1982. 3-4.
175 Weil dann kein Wenbewemsverhalten mehr gegeben wäre, was in Frank reich schon früher für
Staatsumemehmu ngen nicht für angemessen erachtet wurde {vgl. Ipsen, a. a.0 .• 661).
